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betr. rationelle und sparsame Energieverwendung 


Der Bundesminister für Wirtsdiaft hat mit Schreiben 
vom 5. Mai 1975 - III A 5 - 38 51 75/1 - für die 
Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 


Einleitung 

Die Bundesregierung sieht in der rationellen und 
sparsamen Energieverwendung einen wesentlichen 
Beitrag zur Erleichterung der energiepolitisdien 
Probleme. 

Sparsamer Energieverbrauch kann die Sicherheit un- 
serer Energieversorgung wesentlich erhöhen. Dies 
gilt besonders für den Mineralölbereich, in dem 
unser Land zu über 90 v. H. von der Einfuhr ab- 
hängig ist. Jede Verminderung des Mineralölver- 
brauchs durch rationellere Nutzung vermindert des- 
halb zugleich die mit der Politik der ölproduzieren- 
den Länder verbundenen Risiken. 

Rationeller Energieverbrauch führt zur besseren 
Nutzung der leider begrenzten Verfügbarkeit fossi- 
ler Energieträger, die noch lange Zeit den Hauptteil 
des steigenden Energiebedarfs decken müssen. Neue 
Energiequellen wie Sonnenenergie oder Kernfusion 
sind noch in einem Forsdiungs- oder sehr frühen 
Entwicklungsstadium. Ihre wirtschaftliche Nutzung 
ist erst längerfristig zu erwarten. 

Rationelle Energieverwendung ist zugleich geeignet, 
das Spannungsverhältnis zwischen energiewirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten und Erfordernissen des 
Umweltschutzes zu verringern. Denn geringer Ener- 
gieeinsatz bedeutet in der Regel auch geringere Be- 
lastung von Wasser und Luft. Rationelle Verwen- 
dung von Energie ist damit gleichzeitig ein Beitrag 
zu vernünftigerem Umweltschutz. 


Die generelle Verteuerung der Energie und damit 
ihre gestiegenen volkswirtschaftlichen Kosten for- 
dern geradezu den sparsameren Einsatz dieses Roh- 
stoffes. Die entsprechenden Auswirkungen auf die 
Zahlungsbilanz liegen auf der Hand. 

In einem Industrieland wie der Bundesrepublik 
Deutschland sind die Chancen für eine optimale Nut- 
zung von Energie groß. Die relativ niedrigen Ener- 
giepreise der vergangenen Jahre haben zu einem 
großzügigen Umgang mit Energie verführt. Es be- 
stehen daher beträchtliche Reserven für Einsparun- 
gen. Diese Möglichkeiten müssen gefunden und aus- 
geschöpft werden. Verringerung des Wirtschafts- 
wachstums oder des durch steigenden Energieeinsatz 
im privaten Bereich erreichten Lebensstandards sind 
andererseits zu beachtende Grenzen. Die politischen 
Prioritäten würden verkehrt, wenn die Wachstums- 
raten unserer Volkswirtschaft über Energiesparraten 
eingeengt würden. Vorrang haben die Anstrengun- 
gen, die vor allem bei Mineralöl schnell, wirkungs- 
voll und wirtschaftlich Einsparungen erreichen. Der 
mit etwa 30-40 v. H. hohe Anteil des Heizenergie- 
bedarfs am Energieverbrauch in der Bundesrepublik 
rückt diesen Bereich in den Mittelpunkt der Über- 
legung. 

Die Bundesregierung läßt sich bei ihrer Politik von 
folgenden Prinzipien leiten; 

— Wettbewerb, Markt und Preise sind das ent- 
scheidende Mittel zur ökonomischen und damit 
rationellen Energieverwendung. Steigende Ener- 
giepreise motivieren zu rationeller Energiever- 
wendung. Allerdings wird dieser Steuermecha- 
nismus dem volkswirtschaftlichen Anliegen allein 
nicht gerecht. 

— Eingängige Information der Energieverbraudier 
kann diesen Prozeß wesentlich verstärken. Das 
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in der Krise geschärfte Energiebewußtsein der stieg des Energieverbrauchs zu begrenzen und so 


Verbraucher muß erhalten und genutzt werden. 

— Gesetzliche oder administrative Maßnahmen sol- 
len - abgesehen von Einsparungsmöglichkeiten 
für die öffentliche Hand im eigenen Bereich - 
subsidiär wirken, wenn die Steuerung über den 
Preis oder die Information der Verbraucher keine 
ausreichende Wirkung verspricht. 

— Die Förderung der Forschung und Entwicklung 
für rationelle Verwendung von Energie soll diese 
technische Entwicklung beschleunigen und Indu- 
strie und private Verbraucher bei der Anwen- 
dung neuer Techniken unterstützen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß eine an 
diesen Leitlinien orientierte Politik am besten ge- 
eignet ist, die Ziele zur mittelfristigen Einsparung 
von Energie zu erreichen. Die Bundesregierung stellt 
in ihrem Konzept bewußt keine quantitativen Plan- 
ziele an die Spitze. Sie würden die notwendige 
Flexibilität der Politik, die auch andere politische 
Zielsetzungen wie z. B. die konjunkturelle Entwick- 
lung berücksichtigen muß, zu sehr einengen und 
auch nicht den gegenwärtigen Erkenntnismöglich- 
keiten entsprechen. 

Soweit zu den einzelnen Fragen Zahlen genannt 
werden, sind dies Schätzungen, die in jedem Einzel- 
fall von unterschiedlichen Prämissen abhängig sind 
und notgedrungen Unsicherheiten enthalten. Aus 
diesen Gründen hält es die Bundesregierung nicht 
für zweckmäßig, in diesem Stadium der Überlegun- 
gen und Aktionen die Prognose der Fortschreibung 
des Energieprogramms zu ändern. Die verfolgte Po- 
litik läßt aber Einsparungen zumindest in einer 
Größenordnung erwarten, die den mittelfristigen 
Zielvorstellungen zu Energieeinsparungen in inter- 
nationalen Gremien gerecht werden. 

Diese Politik der Bundesregierung stimmt mit den 
Bemühungen der Europäischen Gemeinschaften und 
der Internationalen Energieagentur überein, durch 
abgestimmte Verhaltsweisen der Staaten den An- 


I. Verbesserung des Wärmeschutzes in Neubauten 

II. Verbesserung des Wärmeschutzes in bestehen- 
den Gebäuden und Verbesserung der Heizungs- 
technik 

III. Energieeinsparung (einschließlich der Auswir- 
kungen neuer Technologien) in Kraftwirtschaft, 
Fernwärmewirtschaft, Verkehr, übrigem Gewer- 
be und Landwirtschaft 

IV. Energieeinsparung im Bereich der öffentlichen 
Hand, insbesondere durch Absenkung der Raum- 
temperatur und sparsamen Verbrauch von Ver- 
gaser- und Dieselkraftstoffen 

Zusammen: 


einen wichtigen Beitrag zur Lösung der Probleme 
des Weltenergiemarktes zu leisten. Die Bundes- 
regierung will mit ihrer hier dargestellten Politik 
und den bereits durchgeführten oder vorbereiteten 
Maßnahmen einen aktiven Beitrag zu den internatio- 
nalen Anstrengungen leisten. 


1. In welcher Größenordnung wird die Energie- 
einsparung in Folge der von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagenen Maßnahmen zur ratio- 
nellen und sparsamen Energieverwendung bis 
zum Jahr 1980 und zum Jahr 1985 liegen? Ab 
wann werden die einzelnen Maßnahmen Aus- 
wirkungen zeigen? Sind die Einsparmöglich- 
keiten in die bedingte Prognose des Primär- 
energieverbrauchs mit den um 7 v. H. für 1980 
und um 9 v. H. für 1985 niedrigeren Ver- 
brauchszahlen im Vergleich zum Energiepro- 
gramm 1973 eingegangen? Welche Devisenein- 
sparungen und welche Kosteneinsparung durch 
erst später notwendige Investitionen z. B. für 
Kernkraftwerke erscheinen möglich? 

Quantifizierung der Energiesparmaßnahmen 

Die von der Bundesregierung bereits ergriffenen und 
geplanten Maßnahmen werden sich erheblich erst 
ab 1976/77 auswirken können und voraussichtlich 
zu Energieeinsparungen in folgender Größenordnung 
führen: 

Einsparungen in Mio t SKE 
bis 1980 bis 1985 

rund 18 bis 22 rund 35 bis 40 

Hiervon dürften nach einer groben Schätzung etwa 
60 V. H. auf Mineralöl und etwa 40 v. H. auf andere 
Energieträger entfallen. 

Die einzelnen Maßnahmengruppen werden voraus- 
sichtlich in folgendem Umfang zu der erwarteten ge- 
samten Energieeinsparung, bezogen auf 1980 bis 
1985 (s. Einzelangaben in Anlage 1), beitragen: 

1980 1985 

3,5 9,0 


13,3 bis 17,3 17,5 bis 22,5 


0,5 8,5 


0,3 0,3 

17,6 bis 21,6 35,3 bis 40,3 
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In die Maßnahmegruppen sind einbezogen worden: 
Zu L Verbesserung des Wärmeschutzes in Neu- 
bauten 

A. Ergriffene Maßnahmen 

— Erlaß des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau vom 31. Januar 1974 
für Hochbaumaßnahmen des Bundes; Auswir- 
kungen ab 1975 

— 950 Mio DM-Programm zur Absicherung der 
regionalen und lokalen Beschäftigungsstruk- 
tur vom September 1974; Auswirkungen ab 
1975 

— Veröffentlichung des Beiblatts zur DIN-Norm 
4108 vom September 1974 durch den Deut- 
schen Normenausschuß; Auswirkungen ab 
1975 

B. Geplante Maßnahme 

— Gesetz zur Einsparung von Heizenergie in 
Gebäuden; Auswirkungen ab 1977 

Zu 11. Verbesserung des Wärmeschutzes in bestehen- 
den Gebäuden und Verbesserung der Heizungs- 
technik 

A. Ergriffene Maßnahmen 

§ 82 a EStDV (erhöhte Absetzung für wärme- 
dämmende Baumaßnahmen) ; Auswirkungen 
bereits seit 1965 

— Richtlinien für das Modernisierungsprogramm 
1975 (Wohnungen) des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesanzeiger 
Nr. 6 vom 10. Januar 1975); Auswirkungen 
1975 

B. Geplante Maßnahme 

— Regelungen zur Verbesserung der Steuerung 
und Wartung sowie der Modernisierung von 
Heizanlagen in dem Gesetz zur Einsparung 
von Heizenergie in Gebäuden (in diese Maß- 
nahme sollen Neubauten und bestehende Ge- 
bäude einbezogen werden) ; 

Auswirkungen ab 1977 

Zu III. Energieeinsparung (einschließlich der Aus- 
wirkungen neuer Technologien) in Kraftwirtschaft, 
Fernwärmewirtschaft, Verkehr, übrigem Gewerbe 
und Landwirtschaft 

A. Ergriffene Maßnahmen 

— Einführung von Richtgeschwindigkeiten auf 
Autobahnen (Bundesgesetzbl. I S. 685 vom 
13. März 1974); Auswirkungen ab 1974 

— Gesetz zur Verlängerung der Heizölsteuer 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3650); Auswirkungen ab 1975 

— § 4 a des Investitionszulagengesetzes in der 
Fassung vom 24. Februar 1975 (Bundesge- 
setzbl. I S. 529); Auswirkungen ab 1975 


— § 4 b des Investitionszulagengesetzes in der 
Fassung vom 24. Februar 1975 (Bundesge- 
setzbl. I S. 529); Auswirkungen ab 1975 

B. Geplante Maßnahme 

— Einführung verbesserter Technologien; 
Auswirkungen ab 1985 

Zu IV. Energieeinsparung im Bereich der öffent- 
lichen Hand insbesondere durch Absenkung der 
Raumtemperatur und sparsamen Verbrauch von Ver- 
gaser- und Dieselkraftstoffen 
Ergriffene Maßnahme 

— Erlaß des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
21. Juni 1974; Auswirkungen ab 1974 

Bei diesen Schätzungen sind die Wirkungen der 
eingeleiteten Aufklärungsarbeit der Bundesregie- 
rung berücksichtigt, soweit sie den Wirkungsgrad 
der Maßnahmen erhöhen können. Die Bundesregie- 
rung wird diese Aufklärungsarbeit in den nächsten 
Jahren fortsetzen und intensivieren, um weitere 
Energieeinsparungen auf freiwilliger Basis zu er- 
reichen. Sie können in ihrem Ausmaß gegenwärtig 
nicht verläßlich abgeschätzt werden. 

Die bedingte Prognose des Primärenergieverbrauchs 
der Fortschreibung berücksichtigt vor allem die ver- 
änderten Erwartungen bei der Entwicklung des 
realen Bruttosozialprodukts und der Bevölkerung 
sowie die Änderungen im Verhalten der Verbrau- 
cher als Reaktion auf die erhebliche Steigerung des 
Energiepreisniveaus und vor allem der ölpreise. 
Von den aus heutiger Sicht für möglich gehaltenen 
Energieeinsparungen konnten nur noch 40 v. H. ein- 
bezogen werden. Auf Grund der o. a. Maßnahmen 
zur rationellen und sparsamen Energieverwendung 
ist also eine weitere Verminderung des für 1980 
und 1985 in der bedingten Prognose angesetzten Pri- 
märenergieverbrauchs für die Bundesrepublik zu 
erwarten. Die Bundesregierung schätzt heute an- 
stelle der für 1980 genannten Verminderung des 
Energieverbauchs von 7 v. H. und der für 1985 ge- 
nannten 9 V. H. eine Verminderung um rund 9 v. H. 
bzw. um rund 13 v. H. 

Die Bundesregierung hat in der Fortschreibung des 
Energieprogramms ausgeführt, daß auch die bedingte 
Prognose den ständig sich ändernden Verhältnissen 
angepaßt werden muß (Tz. 21). Angesichts des inter- 
nationalen Verhandlungsstandes und der Unsicher- 
heiten, die mit jeder Energieprognose und mit einer 
Vorausschätzung der Energieeinsparung verbunden 
sind, ist es jedoch verfrüht, bereits jetzt neue Daten 
über die voraussichtliche Entwicklung des Primär- 
energieverbrauchs der Bundesrepublik bekanntzu- 
geben. 

Deviseneinsparung 

Es wird davon ausgegangen, daß die ergriffenen 
und geplanten Maßnahmen zur Energieeinsparung 
sich zu etwa 60 v. H. in Einsparungen bei öl und 
Ölprodukten auswirken. Dadurch könnten im Jahre 
1975 ca. 2 Mio t, 1980 ca. 10 Mio t und 1985 ca. 15 
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Mio t Mineralöl eingespart werden. Bei dem ge- 
genwärtigen Ölpreisniveau würde dies im Zeitraum 
1975 bis 1985 eine kumulierte Deviseneinsparung 
in Höhe von rund 24 Mrd. DM ermöglichen. Dem- 
gegenüber treten die Deviseneinsparungen, die bei 
der verminderten Einfuhr der übrigen Energieträger 
möglich sind, deutlich zurück, da der Anteil der 
heimischen Energie bei den übrigen Energieträgern 
relativ hoch ist. 

Verminderung des Investitionsaufwands 

Die Investitionstätigkeit der Wirtschaft wird durch 
die Bemühungen, zu einer rationelleren und spar- 
sameren Energieverwendung zu gelangen, in zwei 
Richtungen beeinflußt. 

Geringere Zuwachsraten beim Energieverbrauch be- 
einträchtigen verständlicherweise die Investitionen, 
die der Ausweitung der Energieerzeugung dienen. 
Die deutsche Mineralölwirtschaft hat bereits ihre 
Investitionspläne zur Erweiterung der Raffinerie- 
kapazität im Vergleich zum Jahresende 1973 um 
23 Mio t zurückgenommen. Für den Zeitraum bis 
1980 rechnet sie mit einer Ausweitung von gegen- 
wärtig 149 Mio t auf 180 Mio t (statt ursprünglich 
203 Mio t). Diese Reduzierung des Kapazitätsaus- 
baues bedeutet eine Verminderung des für die Zeit 
von 1975 bis 1985 bisher angenommenen Investi- 
tionsvolumens für Raffinerien von 16 Mrd. DM auf 
11 Mrd. DM. Konversionsanlagen sind wegen der 
notwendigen Anpassung der Raffineriestruktur an 
den geänderten Verbrauch von dieser Kürzung aus- 
genommen geblieben. 

In welchem Umfang die deutsche Industrie im übri- 
gen geplante Investitionen auf Grund der veränder- 
ten Energiesituation reduziert oder verzögert, kann 
mangels ausreichender konkreter Anhaltspunkte 
über die Investitionsbereitschaft in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen derzeit noch nicht annähernd 
abgeschätzt werden. Für die Kernkraftwirtschaft 
geht die Bundesregierung davon aus, daß die ange- 
strebte Kapazität von mindestens 45 000 MW im 
Jahre 1985 durch Energieeinsparungsmaßnahmen 
nicht beeinträchtigt wird. 

Energieeinsparungen können in anderen Investi- 
tionsbereichen allerdings auch zu einer Steigerung 
der Aufwendungen führen, denn die Reduzierung 
des Energieverbrauchs ist in nennenswertem Um- 
fang vielfach nur durch erhebliche zusätzliche In- 
vestitionen zu erreichen. Den verminderten Inve- 
stitionen wegen geringerer Kapazitätsausweitung 
stehen deshalb erhöhte Rationalisierungsinvestitio- 
nen gegenüber. Dies gilt vor allem für die Verbesse- 
rungen des Wärmeschutzes und der Heizsysteme, 
für den Ausbau der Wärme-Kraft- Koppelung auch 
im Rahmen der Erweiterung der Fernwärmnetze 
sowie für die Veränderung der Produktionsstruk- 
turen. Derartige Anpassungsprozesse sind in der 
Regel sehr kapitalintensiv. Eine konkrete Beurtei- 
lung, die auch die Folgewirkungen dieser auf den 
Energieverbrauch gezielten Investitionen berück- 
sichtigt, ist verläßlich nicht möglich. 


2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
im einzelnen bis jetzt ergriffen und welche 
Maßnahmen sind in Vorbereitung, um einen 
erhöhten Wärmeschutz in Neu- und Altbauten 
und insbesondere auch in öffentlichen Bauten 
zu erreichen? Weiche Institutionen sind an der 
Erarbeitung dieser Maßnahmen beteiligt? Wie 
können bereits jetzt bekannte Techniken und 
weiterhin die jeweils neuesten Forschungs- 
ergebnisse möglichst schnell im Bauwesen an- 
gewendet werden? 

Maßnahmen im Neubausektor 

Ausgehend von den in der Beantwortung der Frage 1 
erwähnten Einsparungsmöglidikeiten werden die 
einzelnen Maßnahmen wie folgt erläutert: 

In den vom Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau am 20. Dezember 1972 be- 
kanntgemachten Richtlinien für den Einsatz der Mit- 
tel, die der Bund zur Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaus nach Maßgabe seiner Haushaltspläne den 
Ländern gewährt, wird bereits empfohlen, den Wär- 
meschutz so zu wählen, daß der spezifische Wärme- 
bedarf bestimmte Höchstgrenzen nicht überschreitet. 
Diese Richtlinien werden zur Zeit mit dem Ziel 
überprüft, eine weitere Senkung des Heizenergie- 
verbrauchs zu erreichen. 

Am 31. Januar 1974 wurden für Baumaßnahmen des 
Bundes Grundsätze über energiesparendes Bauen 
durch Erlaß eingeführt. Neben Hinweisen zu ener- 
giewirtschaftlich günstiger Entwurfsgestaltung und 
geeigneter Ausbildung der bautechnischen Anlagen 
enthält diese Verwaltungs Vorschrift vor allem die 
Auflage, die Mindestwerte der Wärmedämmung 
gemäß DIN 4108 im Rahmen der Wirtschaftlichkeit 
bis zum Dreifachen anzuheben und der Fassaden- 
gestaltung - insbesondere Ausbildung und Flächen- 
anteil der Fenster - im Hinblick: auf ihre Bedeutung 
für den Wärmebedarf von Gebäuden angemessen 
Rechnung zu tragen. Den Ländern und übrigen Ge- 
bietskörperschaften wurde die Übernahme dieser 
Grundsätze für ihre Zuständigkeitsbereiche nahe- 
gelegt. 

Ein gemeinsamer Ausschuß von Baufachleuten des 
Bundes und der Länder hat diese ersten Festlegun- 
gen erweitert und verfeinert. Das Ergebnis soll ein- 
heitliche Regelungen der jeweiligen Bauverwaltun- 
gen sowohl bei Neubauten als auch bei der üblichen 
Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Bau- 
ten ermöglichen. 

Es wird noch untersucht, wie der Energieeinsatz 
durch Reorganisation und Intensivierung der Be- 
triebsüberwachung in den Liegenschaften, der öffent- 
lichen Hand gesenkt werden kann. Nach etwaiger 
Durchführung geeigneter organisatorischer und per- 
soneller Maßnahmen könnte in den nächsten zwei 
Jahren eine Senkung des Energieverbrauchs von 
ca. 1,8 Mio t SKE erreicht werden. 

Nach dem im September 1974 verabschiedeten 950 
Mio DM-Programm zur Absicherung der regionalen 
und lokalen Beschäftigungsstruktur - es fördert weit- 
gehend den Hochbau - sollen u. a. energiesparende 
Bauweisen angewandt werden. 

Die o. g. Maßnahmen betreffen jedoch nur Teilbe- 
reiche des Neubausektors. Die Bundesregierung ist 
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darüber hinaus bestrebt, Vorkehrungen zu treffen, 
um den Heizenergieverbrauch in allen Neubauten 
zu senken. Sie hat deshalb im Zusammenwirken mit 
den Ländern die Erarbeitung technischer Baube- 
stimmungen für einen erhöhten heizenergiesparen- 
den Wärmeschutz nach Kräften Unterstützt. Für den 
Bereich des Neubaues wurden von der Arbeitsgrup- 
pe Einheitliche Technische Baubestimmungen (ETB) 
im Fachnormenausschuß Bauwesen „Ergänzende Be- 
stimmungen zu DIN 4108 -- Wärmeschutz im Hoch- 
bau erarbeitet. Diese „Ergänzenden Bestimmun- 
gen'' enthalten insbesondere Forderungen über die 
Ausführungen der Fenster und Regelungen zur Be- 
rücksichtigung des Einflusses, den der Anteil der 
Fensterflächen an den Wandflächen auf den Wärme- 
schutz hat. Die „Ergänzenden Bestimmungen zu 
DIN 4108" werden z. Z. von den Bundesländern 
bauauf sichtlich eingeführt. Weiterhin wurde vom 
Deutschen Normenausschuß ein „Beiblatt zu DIN 
4108 - Wärmeschutz im Hochbau herausgegeben, 
das Beispiele und Erläuterungen für einen erhöhten 
Wärmeschutz und Hinweise auf einen wirtschaftlich 
optimalen Wärmeschutz enthält. Dieses Beiblatt hat 
aber nur empfehlenden Charakter. 

Wie bei der ersten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms bereits angekündigt, wird die Bundesregie- 
rung deshalb ein Gesetz zur Einsparung von Heiz- 
energie in Gebäuden vorlegen. Auf der Grundlage 
eines solchen Gesetzes soll - unter Berücksichtigung 
des weitgehend zur Verfügung stehenden techni- 
schen Regelwerks - die Begrenzung des Wärme- 
bedarfs von Gebäuden vorgeschrieben werden kön- 
nen. Das Gesetz soll auf Artikel 74 Nr. 11 GG ge- 
stützt werden. Die Schwerpunkte dieses Gesetzes 
sollen sich auf zwei Bereiche erstrecken: 

— verbindliche Begrenzung des Wärmebedarfs bei 
Neubauten 

— Anforderungen an die Beschaffenheit und den 
Betrieb heizungs- und lüftungstechnischer Anla- 
gen. Diese Anforderungen sollen auch auf be- 
stehende Gebäude ausgedehnt werden. 

Die Prüfung des Gesamtkomplexes innerhalb der 
beteiligten Bundesressorts zur Vorlage eines Ge- 
setzentwurfs wird in Kürze abgeschlossen werden. 

Maßnahmen bei bestehenden Gebäuden 

Ausgehend von den geschätzten Einsparungsmög- 
lichkeiten (Antwort auf Frage 1) werden die einzel- 
nen Maßnahmen wie folgt erläutert: 

— § 82 a EStDV eröffnet Abschreibungsmöglich- 
keiten u. a. für den nachträglichen Einbau ener- 
giesparender Fenster und Türen bei privaten 
Wohngebäuden, die vor dem Jahre 1957 fertig- 
gestellt worden sind. In die Abschreibung kön- 
nen sonstige energiesparende Umhüllungsbau- 
teile der Gebäude nicht einbezogen werden. 

— Bund und Länder haben erstmalig für das Jahr 
1974 einheitliche Richtlinien für ein gemein- 
sames Programm geschaffen, das auch unter 
städtebaulichen Gesichtspunkten die Modernisie- 
rung von Altbauten fördern und sie in ihrem 
Wohnwert neuzeitlichen Wohnverhältnissen an- 


passen soll. Da eine erhöhte Wärmedämmung 
den Wohnwert wesentlich verbessert, sehen die 
Richtlinien für das Programm 1975 ausdrücklich 
eine derartige Förderung vor. Die förderfähigen 
Modernisierungskosten für diese Maßnahmen 
wurden im Programm 1975 gegenüber dem Pro- 
gramm 1974 angehoben. 

Durch das geplante Gesetz zur Einsparung von 
Heizenergie in Gebäuden soll neben der Wärme- 
dämmung in Neubauten auch eine verbesserte 
Steuerung und Wartung der Heizanlagen ein- 
geführt werden. Dies soll sich auf Neubauten 
und bestehende Gebäude erstrecken. Die dabei 
zu erreichenden Energieeinsparungsmöglichkei- 
ten werden sehr hoch veranschlagt (vgl. An- 
lage 1). 

Um bei bestehenden Wohngebäuden zu weiteren 
Erkenntnissen und praktischen Erfahrungen über 
die technischen und wirtschaftlichen Möglichkei- 
ten nachträglicher Wärmeschutzmaßnahmen zu 
gelangen, hatte der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau am 31. Juli 1974 
den Bauwettbewerb „Therma" ausgeschrieben; 
er wurde inzwischen abgeschlossen und ausge- 
wertet: 

— Als Wettbewerbsobjekte stehen elf, über das 
gesamte Bundesgebiet verteilte, charakteristi- 
sche Mietwohnungsbauten aus den letzten 
zwei Jahrzehnten zur Verfügung. Die Wett- 
bewerbsaufgabe bestand in Vorschlägen für 
bauliche Maßnahmen zur Senkung des Wär- 
mebedarfs. Diese Maßnahmen mußten alle 
erforderlichen baulichen Maßnahmen und 
Nebenmaßnahmen erfassen. Verlangt wurde 
ein baureifes Angebot. Dabei mußte die durch 
die Baumaßnahmen erreichte Senkung des 
Wärmebedarfs rechnerisch nachgewiesen wer- 
den. Die Preise waren verbindlich anzu- 
geben. 

— Bis zum Abgabetermin (31. Oktober 1974) gin- 
gen 134 Arbeiten ein. Dabei wurden die 
unterschiedlichsten Vorschläge unterbreitet. 
Sie betrafen hauptsächlich bauliche Maßnah- 
men an Fenstern und Außenwänden sowie an 
den obersten und untersten Geschoßdecken; 
also an den Umhüllungsbauteilen der Wohn- 
gebäude. 

— Der Wettbewerb hat vor allem Aufschluß 
über die Kosten geliefert, die für nachträg- 
liche Wärmedämmaßnahmen entstehen. Sie 
liegen wesentlich über den Kosten, die bei 
Einbau einer gleichhohen Wärmedämmung 
bereits bei der Errichtung der Gebäude ent- 
standen wären. Im Durchschnitt werden für 
eine Verringerung des spezifischen Wärme- 
bedarfs um 40 V. H. Kosten in Höhe von 7800 
DM je Wohnung bzw. von 130 DM/m^ Wohn- 
fläche aufzuwenden sein. Beim Neubau wären 
vergleichsweise 75 DM/m^ Wohnfläche be- 
nötigt worden, die gleichzeitig auch noch zu 
einer Verringerung der Investitionskosten für 
die Heizungsanlage in Höhe von rd. 10 DM/m^ 
Wohnfläche geführt hätten. Unter Zugrunde- 
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legung der derzeitigen Energiepreise führt 
eine Verringerung des spezifischen Wärme- 
bedarfs um 40 V. H. zu unmittelbaren Heiz- 
kostenersparnissen zwischen 2,50 und 3 DM/ 
m^ Wohnfläche im Jahr. 

Mitwirkung von Institutionen und Anwendung 
bekannter und neuer Techniken 

An der Erarbeitung technischer Baubestimmungen 
für einen erhöhten und heizenergiesparenden Wär- 
meschutz im Hochbau sind insbesondere folgende In- 
stitutionen beteiltigt: 

— Fachkommission der Arbeitsgemeinschaft der für 
das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Mini- 
ster (Senatoren) der Länder (ARGEBau). 

— Fachnormenausschuß Bauwesen (FNBau). 

— Verein Deutscher Ingenieure (VDI) 

— Gremien der Hochbauverwaltungen des Bundes 
und der Länder. 

Für die Durchführung von Forschungsmaßnahmen, 
Erarbeitung von Richtlinien usw. sind außerdem 
folgende Institutionen eingeschaltet: 

— Hochschulinstitute, 

— Materialprüfanstalten, 

— Forschungsinstitute, 

— Technisch-wissenschaftliche Vereinigungen, 

— Wirtschaftsverbände. 

Die Anwendung bekannter Techniken und neuer 
Forschungsergebnisse im Wärmeschutz ist am wirk- 
samsten über Technische Baubestimmungen und son- 
stige Richtlinien (z. B. Förderungsrichtlinien für den 
sozialen Wohnungsbau) zu erreichen. 

Alle Forschungserkenntnisse werden veröffentlicht 
und der Fachwelt zugänglich gemacht. Auf diese 
Weise wird eine schnelle Information der für die 
Anwendung von neuen Erkenntnissen entscheiden- 
den Fachwelt gewährleistet. Im Rahmen der Ar- 
beitsgemeinschaft für Bauforschung (das ist ein Zu- 
sammenschluß der bauforschungsfördernden Stellen 
in der Bundesrepublik) erfolgt eine Orientierung 
der Mitgliederinstitutionen über die einzelnen For- 
schungsaktivitäten durch das Mitteilungsblatt der 
Arbeitsgemeinschaft. 

Darüber hinaus wird es erforderlidi sein, bereits 
schon bei der Ausbildung von Architekten und 
Ingenieuren energiewirtschaftliche Fragen stärker 
zu betonen und die Grundlagenkenntnisse über die 
damit unmittelbar zusammenhängenden konstruk- 
tiven, werkstoffbezogenen und betriebstechnischen 
Einflüsse intensiver und breiter zu vermitteln. Mit 
gleicher Zielsetzung wäre auch eine stärkere Aus- 
richtung der fachlichen Fort- und Weiterbildung für 
die in der Praxis stehenden Bauschaffenden wün- 
schenswert. 


3. Welche Schwierigkeiten sieht die Bundes- 
regierung für die Einführung von Energie- 
kreisläufen in der Haustechnik? Welche Unter- 


suchungen müßten durchgeführt werden, um 
diese Schwierigkeiten zu beheben? Sind solche 
Untersuchungen begonnen worden und mit 
welchen Ergebnissen ist wann zu rechnen? 

Wie kann die Bundesregierung auf die Ver- 
wirklichung von Energiekreisläufen und Ener- 
gieabzweigungen in der Haustechnik Einfluß 
nehmen? Wie hoch schätzt die Bundesregierung 
die dadurch mögliche Senkung der Energie- 
bedarfskosten privater Haushalte ein? 

Bei den Bemühungen der Bundesregierung, Techno- 
logien zur rationellen Verwertung von Energie in 
der Haustechnik zu entwickeln, wird auch die Ein- 
führung von Energiekreisläufen analysiert. Der 
Energiekreislauf wird dabei als das Prinzip verstan- 
den, Abwärme zu nutzen und sie nicht an die Um- 
gebung abzugeben, wie es bei der heutigen konven- 
tionellen Bauweise überwiegend geschieht. Grund- 
sätzlich können zwei Kreisläufe geschaffen werden, 
nämlich bei einer Klimatisierung und bei der Dek- 
kung des Warmwasserbedarfs. Der erste Kreislauf 
ist von größerer Bedeutung, da ca. 85 v. H. des 
Energieverbrauchs in Gebäuden auf Heizung oder 
Klimatisierung entfallen. 

Heizenergie wird zurückgewonnen, indem Abluft 
gesammelt und mit ihrer Hilfe Frischluft in geeig- 
neten Wärmetauschern aufgewärmt wird. Durch eine 
Umschaltung dieses Kreislaufs könnte im Sommer 
auf einfache Weise die Abkühlung der Frischluft 
und damit eine Teilklimatisierung der Räume er- 
reicht werden. 

Die für diesen Prozeß notwendigen Geräte stehen 
in Form von Wärmepumpen und wärmetauschenden 
Apparaten zur Verfügung (sog. Rekuperatoren und 
Regeneratoren) , 

Neben der Rückgewinnung von Wärme hat dieses 
System einen weiteren Vorteil, durch den der Ener- 
giebedarf und auch die Anlagekosten für die Hei- 
zung verringert werden können. Die Produktion von 
Wärme durch Sonneneinstrahlung, elektr. Beleuch- 
tung und Abstrahlung durch Personen und Maschi- 
nen wird ebenfalls aufgefangen und zur Deckung 
des Energiebedarfs herangezogen. In günstigen Fäl- 
len reicht die eingestrahlte Sonnenenergie aus, um 
damit kühlere Teile des Gebäudes zu beheizen. Auf 
diese Weise kann über einen gut ausgelegten Ener- 
giekreislauf die gleichmäßige Temperierung von Ge- 
bäuden ermöglicht werden, ohne daß hohe Energie- 
kosten anfallen. Es bestehen bereits entsprechende 
Bauten in der Bundesrepublik, bei denen dieser 
Effekt demonstriert wird. Abschätzungen über die 
Leistungsfähigkeit von Wärmerückgewinnungsan- 
lagen haben ergeben, daß Einsparungen am Energie- 
bedarf bis zu 40 V. H. möglich sind. 

Allerdings darf nicht verkannt werden, daß beim 
heutigen Stand der Technik der Energiebedarf für 
die Wärmedarbietung mittels Klimaanlagen auch 
bei Verwendung von Energiekreisläufen immer noch 
IV2 bis 2 mal höher ist als bei einer normalen Raum- 
heizung. Dies ist vor allem auf den Energiever- 
brauch während der Kühlperiode zurückzuführen. 
Klimaanlagen sollten deshalb nur dort installiert 
werden, wo sie wegen der Auslegung oder Funktion 
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des Gebäudes notwendig sind. Um den Energiever- 
brauch insgesamt möglichst günstig zu gestalten, hat 
die Bundesregierung umfangreiche Versuche zur 
Optimierung von Energiekreislaufanlagen in Auf- 
trag gegeben, unter anderem auch in dem im Bau 
befindlichen Sonnenhaus in Aachen. Mit praktisch 
verwertbaren Ergebnissen dieser Arbeiten wird in- 
nerhalb der nächsten zwei Jahre gerechnet. In die- 
sem Zusammenhang wird auch auf die Beantwor- 
tung der Frage 7 hingewiesen. 

Bei der zweiten Art des Energiekreislaufs in der 
Haustechnik, nämlich bei der Deckung des Warm- 
wasserbedarfs, kommt in erster Linie die Rückfüh- 
rung der Abwärme von Brauchwasser aus Bad, Du- 
sche, Waschmaschine und Spülmaschine in Frage. 
Hier ist die technische Entwicklung noch nicht so 
weit fortgeschritten wie bei der Rückgewinnung 
der Heizungsenergie. Die Einsparungsmöglichkei- 
ten werden auf ca. 10 v. H. des gesamten Energie- 
verbrauchs für die Warmwasserbereitung geschätzt. 
Bei Einsatz von Wärmepumpen für die Beheizung 
von Gebäuden liegt ein Energiekreislauf im weite- 
ren Sinne vor, da 60-80 v. H. der dargebotenen Heiz- 
energie nicht in Form von elektrischer oder sonsti- 
ger Antriebsenergie zugeführt werden müssen, son- 
dern aus der Umgebung (z. B. Luft, Grundwasser) 
gewonnen werden. Auf diese Weise kann elektri- 
sche Energie rationell zu Heizzwecken eingesetzt 
werden, was vor allem für dünnbesiedelte Gebiete 
von Bedeutung ist. Ein zusätzlicher Bedarf an Pri- 
märenergie, wie er sonst bei der Erzeugung von 
Wärme mit elektrischer Energie auftritt, entsteht in 
diesem Fall nicht. In Einzelfällen wird von dieser 
Art des Einsatzes der Wärmepumpen bereits Ge- 
brauch gemacht. Insgesamt stehen der breiteren 
Einführung dieses Konzepts aber die damit verbun- 
denen höheren Investitionskosten entgegen. Die 
Bundesregierung begünstigt daher im Rahmen von 
§ 4 a des Investitionszulagengesetzes auch die Er- 
richtung von Wärmepumpenanlagen. Außerdem för- 
dert sie die Weiterentwicklung und Anwendung der 
Wärmepumpen bei einigen Forschungsvorhaben. 

Schwierigkeiten für die Einführung von Energie- 
kreisläufen in der Haustechnik sieht die Bundes- 
regierung in zweierlei Hinsicht: 

Einmal sind die notwendigen Umbauten bei den be- 
stehenden Häusern aus Platzgründen vielfach nicht 
mehr zu realisieren und würden außerdem zu un- 
vertretbar hohen Investitionskosten führen. Zum 
anderen ist die Zusammenarbeit zwische Architek- 
ten und Klimatechnikern während der Planung des 
Hausbaus noch nicht eng genug. Hier wird die Bun- 
desregierung eine entsprechende Dokumentation 
über die heutigen technischen Möglichkeiten auf die- 
sem Gebiet erstellen und die Bauherren informie- 
ren, welche Vorteile für sie durch die Wärmerück- 
gewinnung in ihren zukünftigen Haushalten beste- 
hen. 

Längerfristig wird sich hierfür auch eine stärkere 
Ausrichtung der Ausbildungsgänge für Architekten 
und Klimatechniker auf die Fragen der Wärmerück- 
gewinnung und der Einsatzmöglichkeiten von Wär- 
mepumpen günstig aus wirken. 


Parallel zu dieser Aufklärungsarbeit fördert die 
Bundesregierung Demonstrations- und Versuchsan- 
lagen auch speziell bei öffentlichen Bauten, die u. a. 
als Muster für die interessierte Öffentlichkeit die- 
nen sollen. 

Insgesamt stellen Energiekreisläufe zwar ein wich- 
tiges Prinzip zur rationellen und sparsamen Ver- 
wendung von Energie dar. Die Möglichkeiten, die- 
ses Prinzip in der Haustechnik bereits kurzfristig 
verstärkt anzuwenden, dürfen jedoch nicht über- 
schätzt werden, da Klimaanlagen wegen des hohen 
Investitions- und Energiebedarfs heute nur in Son- 
derfällen eingesetzt werden können; die Wärme- 
rückgewinnung bei der Warmwasserbereitung wird 
angesichts des Standes der technologischen Ent- 
wicklung erst langfristig einen Beitrag leisten kön- 
nen. 


4. Wie fördert die Bundesregierung die Anwen- 
dung der Wärme-Kraft-Kopplung bei der Er- 
zeugung von Prozeßwärme, Strom und Fern- 
wärme? Welche Erhöhung des gesamten Nut- 
zungsgrades der Energie ist durch die Ver- 
wendung der Verlustenergie möglich? Können 
die Aufwendungen für Rückkühlwerke und 
Kühltürme hierdurch vermindert werden? Wie 
wird die Wärmebelastung der Umwelt durch 
den verstärkten Einsatz der Wärmekraftkopp- 
lung verändert? Wie beurteilt die Bundes- 
regierung die Aussichten für den verstärkten 
Einsatz von Heizkraftwerken? 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
Raumplanung aus dem verstärkten Einsatz der 
Fernwärme? Ist es möglich, die Gemeinden 
schon frühzeitig über die sich abzeichnenden 
Untersuchungsergebnisse zu unterrichten? Sieht 
die Bundesregierung Möglichkeiten, bei der 
Strom- und Wärmeversorgung insbesondere 
der Fernwärme auf ein differenziertes Tarif- 
system hinzuwirken, das den Verbraucher zu 
wirtschaftlichem und sparsamen Energiever- 
brauch anhält? 

Förderung der Wärme-Kraft-Kopplung 

Die Anwendung der Wärme-Kraft-Kopplung beim 
Neubau von Heizkraftwerken und beim Bau der ent- 
sprechenden, der kombinierten Erzeugung von Nutz- 
wärme und Elektrizität dienenden Industriekraft- 
werke bis herab zu 10 MW Leistung wird nach dem 
3. Verstromungsgesetz (Hauptziel: Sicherung der 
Elektrizitätserzeugung durch heimische Steinkohle) 
durch Zuschüsse zu den Investitionskosten in Höhe 
von 150 DM je Kilowatt installierter Leistung beim 
Einsatz von Steinkohle gefördert. 

Hinzu tritt die Förderung nach dem Investitionszu- 
lagengesetz für energiesparende Anlagen nach § 4 a 
unabhängig vom Zeitpunkt der Anschaffung oder 
Herstellung und nach § 4 b unter Wahrung bestimm- 
ter Fristen in Höhe von je 7,5 v. H. der Investitio- 
nen. 

Im Konjunkturprogramm der Bundesregierung ist 
außerdem die Förderung einer Fernwärme- „Sammel- 
schiene" im Nord westen des Ruhrgebiets mit 108 
Mio DM vorgesehen. Bei dieser erstmaligen Errich- 
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tung eines großflächigen Fernwärmeverbundnetzes 
sind für Auslegung und Betrieb noch wichtige Ent- 
wicklungsarbeiten durchzuführen. Vorhandene 
Kraftwerke können durch diesen Verbund energie- 
sparend in Fernwärmnetze einspeisen. 

Ein ähnliches Vorhaben wird im Saarland im Rah- 
men der regulären Forschungsförderung unterstützt. 
Hervorzuheben ist hier vor allem die Tatsache, daß 
ein wesentlicher Teil der benötigten Wärme aus der 
Abwärme eines Stahlwerks gewonnen werden soll. 

Erhöhung des Nutzungsgrades der eingesetzten 
Primärenergie 

Bei Wärme-Kraft-Kopplung wird durch gleichzeitige 
Gewinnung von Nutzwärme und Strom der Nut- 
zungsgrad der eingesetzten Primärenergie von etwa 
35 V. H. bei reiner Stromerzeugung auf 60 bis 
80 V. H. bei gekoppelter Erzeugung von Strom und 
Wärme erhöht. 

Aufwendungen für Rückkühlwerke und Kühltürme 

Investitionsaufwendungen für Rückkühlwerke und 
Kühl türme können durch Wärme-Kraft-Kopplung 
etwa in dem Maße vermindert werden, wie der 
Nutzungsgrad der eingesetzten Primärenergie zu- 
nimmt. Voraussetzung ist, daß die Gewinnung von 
Strom und Wärme im späteren Betrieb in dem Ver- 
hältnis starr gekoppelt bleiben kann, wie es der 
konstruktiven Auslegung des Kraftwerks entspricht. 
In vielen Fällen, und besonders auch bei großen 
Anlagen, bedingen jedoch die Regeltechnik und 
betriebswirtschaftliche Erwägungen einen flexible- 
ren Einsatz, d. h. die teilweise Entkopplung der Ge- 
winnung von Nutzwärme und Strom, z. B. bei Heiz- 
kraftwerken im Sommer, wenn man den Strom, aber 
nicht mehr die Wärme gewinnen will, und in Indu- 
striekraftwerken, wenn sie einem schwankenden 
Strom- und Wärmebedarf folgen sollen. Je nach dem 
Grad der Entkopplung werden auch bei diesen 
Kraftwerken Investitionen für mehr oder minder 
große Rückkühlwerke und Kühltürme erforderlich. 

Minderung der Wärmebelastung der Umwelt durch 
W ärme-KrafPKopplung 

Bei gleichzeitiger Gewinnung von Nutzwärme und 
Strom bedeutet der höhere Nutzungsgrad eine ent- 
sprechende Einsparung von Primärenergie mit dem 
doppelten Effekt, daß in gleichem Maße die Luft- 
verunreinigung abnimmt und das Kraftwerk selbst 
weniger Abwärme an das Kühlwasser oder die Luft 
abgibt. Der verstärkte Einsatz der Wärme-Kraft- 
Kopplung vermindert daher die Belastung der 
Umwelt. 

Soweit die Wärme-Kraft-Kopplung durch rationellen 
Einsatz der Primärenergie die Fernwärmeversor- 
gung ermöglicht und zu ihrer Ausbreitung beiträgt, 
macht sie eine Vielzahl von kleinen mit schlechtem 
Jahreswirkungsgrad arbeitenden Ofenheizungen 
und Zentralheizungen entbehrlich, die bei wesentlich 
höherem Brennstoffeinsatz mit ihren schlechter oder 
überhaupt nicht zu überwachenden Steuerungen und 
niedrigen Schornsteinhöhen einen sehr großen Teil 


der gesamten Umweltbelastung verursachen. Unter 
diesem zweiten Aspekt ist die Wärme-Kraft-Kopp- 
lung als besonders umweltfreundlich zu bewerten. 

Daß Heizkraftwerke weniger Abwärme an das Kühl- 
wasser oder die umgebende Luft abführen bedeutet 
aber nicht, daß das Abwärmeproblem unserer Wär- 
mekraftwerke auf diesem Wege generell zu lösen 
sei. Auf die gesamte deutsche Stromerzeugung be- 
zogen, macht der Anteil des aus der Wärme-Kraft- 
Kopplung in öffentlichen Kraftwerken und in Indu- 
striekraftwerken erzeugten Stromes nur etwas mehr 
als 10 V. H. aus. Nur in diesem Umfange tritt zur 
Zeit die mit dem höheren Nutzungsgrad der Wärme- 
Kraft-Kopplung verbundene Entlastung der Umwelt 
ein. Für rund 90 v. H. der deutschen Stromversor- 
gung, die in sogenannten Kondensationskraftwer- 
ken erfolgt, besteht die Möglichkeit nicht. Hier ist 
die Abwärme nur in seltenen Fällen nutzbar, weil 
sie mit zu niedrigen Temperaturen - im Sommer mit 
etwa 25 °C, im Winter mit etwa 15 °C - abgegeben 
wird. 

Aussichten für den verstärkten Einsatz von 
Heizkraftwerken 

Die Aussichten für den verstärkten Einsatz von 
Heizkraftwerken haben sich durch die Verteuerung 
des Heizöls und durch die zu erwartende Verteue- 
rung des Erdgases zwar verbessert; jedoch bringt 
dieser Heizkostenanstieg noch keinen generellen 
wirtschaftlichen Anreiz zum Übergang von der kon- 
ventionellen Heizung auf Fernwärme mit sich. Ledig- 
lich bei Neubauten kann der Anschluß an ein nahe- 
gelegenes Fernwärmenetz schon jetzt zu geringeren 
Heizkosten als bei konventioneller Heizung führen. 
Das gleiche kann bei der Modernisierung von Alt- 
bauten der Fall sein. Die Bundesregierung prüft, 
durch welche Vorkehrungen eine Verdichtung der 
Fernwärmeanschlüsse in den bereits mit Fernwärme- 
netzen versehenen Stadtgebieten erreichbar ist. Die 
gegenwärtige Haushaltstage läßt Förderungsmaß- 
nahmen steuerlicher Art oder Zinssubventionen 
nicht zu. 

Dagegen besteht bei vorhandenen Heizungen - mit 
Ausnahme der Altbausanierung - im allgemeinen 
noch kein wirtschaftlicher Anreiz zum Umbau auf 
Fernwärmebezug. In diesem Marktbereich dürfte die 
Fernwärme erst dann zusätzlichen Auftrieb erhal- 
ten, wenn sich die Brennstoffkosten noch einmal, 
und zwar beträchtlich über den allgemeinen Preis- 
anstieg hinaus, erhöhen sollten. 

Die vorhandenen öffentlichen Femwärmenetze, die 
vornehmlich in den beiden letzten Jahrzehnten ge- 
schaffen wurden, decken bisher nur 6 bis 7 v. H. 
unseres gesamten Wärmebedarfs für Raumheizung 
und Warmwasserversorgung. Mit einem Wieder- 
beschaffungswert von etwa 5 Mrd. DM sind sie sehr 
kapitalintensiv. Ihr Ausbau bietet sich in erster Linie 
für dicht besiedelte Gebiete an, zum Beispiel für 
den Kern von Ballungsgebieten und für Satelliten- 
städte. In der Mehrzahl der Fälle obliegt er kom- 
munalen Unternehmen, denen, wenn sie den Ausbau 
beschleunigen sollen, weniger durch steuerliche 
Anreize als durch Subventionen zu helfen wäre. Die 
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Bundesregierung erwartet, daß die nach dem Inve- 
stitionszulagengesetz in § 4 a und § 4 b möglichen 
Zulagen von je 7,5 v. H. der Investitionskosten eine 
erhebliche Hilfe bedeuten und Bauentschlüsse be- 
schleunigen werden. 

Die in der Arbeitsgemeinschaft Fernwärme zusam- 
mengeschlossenen Betreiber von Heizkraftwerken 
rechnen mit der Möglichkeit einer Verdoppelung 
ihres Wärmeabsatzes in etwa zehn Jahren. Hier- 
zu ist nicht nur die Verdichtung der vorhandenen 
Fernwärmenetze, sondern auch die Schaffung neuer 
Fernwärmenetze erforderlich. Dabei ergibt sich das 
besondere Problem, daß diese Investitionen zum 
großen Teil Vorleistungen sind, die erst im Laufe 
der Zeit, nämlich in dem Maße wie Hauseigentümer, 
Gewerbe und Industrie zum Anschluß an das instal- 
lierte Fernwärmenetz bewegt werden können, ren- 
tabel zu werden versprechen. Ein genereller An- 
schluß- und Benutzungszwang wäre ein problema- 
tischer Eingriff. Von dem im einzelnen Gemeinde- 
ordnungen vorhandenen Rechtsinstitut eines An- 
schluß- und Benutzungszwanges wird, soweit be- 
kannt, nur in besonderen Fällen, zum Beispiel beim 
Neubau von Satellitenstädten, Gebrauch gemacht. 

Um die Schaffung neuer energiesparender Fernwär- 
megebiete zu beschleunigen, sollte in Zukunft auch 
schon bei kleinen Leistungseinheiten von der Wär- 
me-Kraft-Kopplung Gebrauch gemacht werden. Da- 
bei sind wirtschaftliche Vorteile besonders dort zu 
erwarten, wo die erhöhte Ausnutzung der Anlagen 
durch den gemischten Absatz von Fernwärme für 
die Wärmelieferung an Wohn- und Verwaltungs- 
gebäude und an die Industrie möglich ist. Um inter- 
essante Ansätze bemüht sich ein Präsidialausschuß 
des Bundesverbandes der deutschen Industrie, der 
die Gruppenwärmeversorgung benachbarter Indu- 
striebetriebe durch Schaffung von gemeinsamen 
Kraft-Wärme-Anlagen möglichst im engen Verbund 
mit dem öffentlien Stromversorgungsnetz anstrebt. 
Solche Initiativen könnten zur rascheren Bildung 
neuer Fernwärmeinseln führen. 

Eine andere Möglichkeit besteht in der Zusammen- 
fassung benachbarter vorhandener Fernwärmenetze, 
um die Vorteile der Wärme-Kraft-Kopplung im Ver- 
bund zwischen Heizkraftwerken und Heizwerken zu 
erwirtschaften. Dabei würden die im Sinne der Ener- 
gieeinsparung wenig ergiebigen Heizwerke, die bis- 
her etwa ein Drittel der Fernwärme liefern, später 
nur noch den kurzfristig auftretenden Spitzenwärme- 
bedarf zu liefern haben. 

Auf längere Sicht wird man, insbesondere bei einer 
Verteuerung der herkömmlichen Brennstoffe, die 
Fernwärmeversorgung durch Wärmebezug aus der 
Wärme-Kraft-Kopplung in Kernkraftwerken attrak- 
tiver machen können. In absehbarer Zeit wird das 
allerdings nur dort gelingen, wo entweder die 
Transportentfernungen der Wärmeenergie kurz sind, 
oder bei größerer Transportentfernung sehr große 
Wärmemengen stetig, das heißt als Wärme-Grund- 
last zum Ballungszentrum hinzuleiten sind. Als 
wirtschaftliche Größenordnung kommt man auf 500 
bis 1000 Gcal/h. Diese großen Leistungen können 
nur stufenweise durch Aufbau von Fernwärmeinseln 


und deren Zusammenschluß zu größeren Verbund- 
netzen realisiert werden. 

Die breite Anwendung der Wärme-Kraft-Kopplung 
erschließt ein beachtliches Potential der Einsparung 
von Energie. Rein theoretisch könnten bis zum Jahre 
2000 von dem dann erforderlichen Energiebedarf 
etwa 55 Mio t SKE pro Jahr eingespart werden. Die 
dargestellten wirtschaftlichen Aspekte lassen jedoch 
nicht erwarten, daß dieses theoretisch denkbare Maß 
der Einsparung bis dahin wirklich erreicht werden 
kann. 

Um die mit der Erzeugung und Darbietung der Fern- 
wärme verbundenen technologischen, wirtschaft- 
lichen, finanziellen und organisatorischen Probleme 
eingehend zu klären, wurden vom Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie bereits 1974 
eingehende Untersuchungen für vier Modellgebiete 
sowie Untersuchungen für die gesamte Bundesrepu- 
blik in Auftrag gegeben. Die vier Modellgebiet-Stu- 
dien beziehen sich auf Ballungszentren, die beson- 
ders für die Wärme-Grundlast-Versorgung aus 
Kernkraftwerken mit unterschiedlicher Transport- 
entfernung der Wärmeenergie in Betracht zu ziehen 
sind. 

Angesichts der Vielschichtigkeit des Problems wer- 
den erste Ergebnisse dieser Untersuchung erst An- 
fang 1976 vorliegen. Sie werden den dringend erfor- 
derlichen Überblick über die Wirtschaftlichkeit des 
großflächigen Fernwärmeverbundes geben, Rück- 
schlüsse für die Raumplanung erlauben sowie die 
Möglichkeiten und Erfordernisse des staatlichen 
Handelns aufzeigen. 

Konsequenzen für die Raumplanung aus dem 
verstärkten Einsatz der Fernwärme 

Kriterien für die großräumige Entwicklung des Bun- 
desgebietes werden von der Bundesregierung mit 
dem Bundesraumordnungsprogramm vorgelegt. 
Raumordnungspolitisch bedeutsam sind die mit einer 
Fernwärmeversorgung auf längere Sicht zu erwar- 
tenden Standortvorteile. Anzustreben ist eine mög- 
lichst ausgeglichene Fernwärmeversorgung der in 
Frage kommenden Teilräume. Ihre Versorgung soll 
aus möglichst stadtnahen Heizkraftwerken erfolgen, 
deren Standorte vorsorglich einzuplanen sind und, 
soweit möglich, auch ihr Verbund mit der Trassen- 
vorsorge für die erforderlichen Fernwärmetransport- 
leitungen. 

Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat bereits 
im Jahre 1971 in einer Entschließung konkrete Hin- 
weise zur Trassierung von Rohrfernleitungen ge- 
geben, die die Bundesregierung nachdrücklich unter- 
stützt. 

Genauere Aussagen über die Konsequenzen für die 
Raumplanung werden gemacht werden können, so- 
bald die Ergebnisse der erwähnten Studien über die 
wirtschaftlichen Möglichkeiten des großflächigen 
Fernwärmeverbundes vorliegen. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bemühungen, 
die darauf abzielen, vorhandene Fernwärmenetze 
auszubauen, neue Fernwärmeversorgungsgebiete zu 
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erschließen und benachbarte Netze zusammenzufas- 
sen, um die Vorteile der Wärme-Kraft-Kopplung im 
Verbund zwischen Heizkraftwerken und Heizwer- 
ken voll wirksam werden zu lassen. 

Tariffragen der Stromversorgung 

Die Bundesregierung sieht eine Änderung des in 
der Elektrizitätsversorgung geltenden Tarif Systeme 
gegenwärtig nicht als zweckmäßiges Mittel an, den 
Verbraucher zu wirtschaftlichem und sparsamen 
Verbrauch anzuhalten. Freiwilligen Bemühungen der 
Abnehmer um rationelle Elektrizitätsverwendung 
stehen die geltenden tarifrechtlichen Regelungen 
nicht im Wege. 

Mit der am 1. Januar 1974 in Kraft getretenen Bun- 
destarifordnung Elektrizität ist in Gestalt zweier 
Grundpreistarife, eines Kleinverbrauchs- und eines 
Schwachlasttarifes ein differenziertes Tarif System 
eingeführt worden. Die Tarifgestaltung ist dabei im 
wesentlichen an den durch die jeweilige Verbrauchs- 
höhe verursachten Kosten ausgerichtet, wobei aller- 
dings der Haushalts-Kleinverbraucher geringer be- 
lastet wird, als es bei reiner Kostenbetrachtung der 
Fall wäre. 

Eine an Einsparungserwägungen orientierte pro- 
hibitive Tarifgestaltung würde kostennahe Elekri- 
zitätspreise ausschließen. Für die Preisgestaltung 
könnten nicht mehr betriebswirtschaftliche Kriterien 
maßgebend sein. Die Wirksamkeit der dem Schutz 
des Verbrauchers dienenden Preisaufsicht im Elek- 
trizitätsbereich würde in Frage gestellt. 

Eine nicht kostengerechte Verteuerung elektrischer 
Energie würde im übrigen dem erstrebten Ziel der 
Bundesregierung zuwiderlaufen, die Energienach- 
frage mehr in den Elektrizitätsbereich zu verlagern, 
um die Abhängigkeit vom Mineralöl zu verringern: 
Etwa 90 V. H. der deutschen Stromerzeugung basie- 
ren auf sicheren heimischen Energieträgern. Des- 
halb hat die Bundesregierung auch die Entschließung 
des Rats der Europäischen Gemeinschaften vom 
13. Februar 1975 begrüßt, nach der der Elektrizitäts- 
verbrauch in dem Maße verstärkt werden soll, wie 
der Beitrag der festen Brennstoffe und der Kern- 
energie die Abhängigkeit der Kraftwerke von Koh- 
lewasserstoffen vermindert. 

Abrechnungsfragen der Fernwärmeversorgung 

Gesetzliche Grundlagen für tarifrechtliche Regelun- 
gen der Fernwärmeversorgung bestehen nicht. Die 
Bundesregierung erwägt gegenwärtig nicht, solche 
Regelungen aus Gründen der Energieeinsparung ein- 
zuführen. 

Die Abrechnung der gelieferten Fernwärme beruht 
zu 92 V. H. der derzeitigen Versorgung auf Messun- 
gen durch Wärmezähler in den Übergabe Stationen 
der Hauseigentümer. Das gibt dem Abnehmer die 
Möglichkeit, seinen Verbrauch zu kontrollieren und 
bei Einsparung seine Kosten zu senken. 

Soweit die Fernwärmelieferer ohne Wärmezähler 
pauschal abrechnen (rund 8 v. H.), sind weit über- 
wiegend Durchflußbegrenzer vorhanden. Beim größ- 


ten Unternehmen dieser Kategorie wird außerdem 
die je nach der Außentemperatur erforderliche Ener- 
giemenge durch zentrale Temperatursteuerung be- 
grenzt. 

Der relativ kleine Rest der Hauseigentümer, der kei- 
nen durch Wärmezähler erfaßten und keinen von 
der Außentemperatur gesteuerten Wärmebezug hat, 
zahlt einen auf feste Größen (Quadratmeter oder 
Kubikmeter) gestützten, von der gelieferten Wär- 
memenge unabhängigen, lediglich durch vertraglich 
fixierte Kostenindices (Brennstoffpreise, Löhne) ver- 
änderbaren Pauschalpreis. Daß es zu solchen pau- 
schalen Regelungen gekommen ist, erklärt sich aus 
dem oft geringen Anteil der Brennstoffkosten an 
den Gesamtkosten der Fernwärmeversorgung. Bei 
der Wärmelieferung aus energiesparenden Heiz- 
kraftwerken betragen sie nur etwa 20 v. H. Im Lichte 
der Energieeinsparung sind solche Pauschalregelun- 
gen unerwünscht. Die Bundesregierung wird dahin 
wirken, daß die reine Pauschalabrechnung durch 
Regelungen abgelöst wird, die der veränderten 
Energielage entsprechen, also zum Sparen anreizen. 
Obwohl die Hauseigentümer ihren Fernwärmebezug 
in der weit überwiegenden Zahl der Fälle aufgrund 
der tatsächlich erhaltenen Wärmemengen abrechnen, 
besteht diese Möglichkeit für die Mieter in Mehr- 
familienhäusern in diesem Maße nicht. Wärmezähler 
sind teuer in der Anschaffung und im Betrieb. Ihre 
Jahreskosten, bedingt durch Einbau, Ausbau, In- 
standsetzung und Prüfung, liegen in der Größen- 
ordnung von 300 DM und mehr. Die Unbequemlich- 
keiten kommen hinzu. Sie sind den einzelnen Mie- 
tern nicht zuzumuten. In vielen Mietergemeinschaf- 
ten - bisher bei etwa 30 bis 40 v. H. - behilft man 
sich mit den an den einzelnen Heizkörpern anzu- 
bringenden billigeren Hilfsmeßgeräten in Gestalt 
der Verdunstungsanzeiger, die auch ihrem Sinn ent- 
sprechend als „Heizkostenverteiler" bezeichnet wer- 
den. Man benutzt diesen mit einer Unsicherheit von 
5 bis 10 V. H. behafteten Maßstab, der im Gegen- 
satz zu den festen Größen Quadratmeter oder 
Kubikmeter auf den Wärme verbrauch abgestellt ist 
und damit zum Sparen anregt. Die Einsparungen 
sind bemerkenswert. Wie eine Umfrage ergab, lie- 
gen die Einsparungen in der Größenordnung von 
10 bis 20 V. H. Probleme treten allerdings durch die 
mangelnde Eichfähigkeit der Verdunstungsanzeiger 
und durch die nicht auszuschließende Herausbildung 
unterschiedlicher Heizgewohnheiten unter den ein- 
zelnen Mietern auf. So können besonders sparsam 
beheizte Wohnungen die Mieter benachbarter Woh- 
nungen zur Erhöhung ihres Verbrauches nötigen. 
Die Gemeinschaft als Ganzes aber spart. Die Neu- 
baumietenverordnung, § 22, enthält Vorschriften 

über die Umlegung von Heizkosten, und zwar über 
die Umlegungsmaßstäbe und die umlegungsfähigen 
Kosten bei Zentralheizungen, zentralen Ölversor- 
gungen und Fernheizungen. Dabei ist die Umlegung 
zulässig nach beheizter Wohnfläche, nach Heizkör- 
perfläche und nach anderen auf den Verbrauch ab- 
gestellten Maßstäben. Sofern dabei Wärmemesser 
und Heizkostenverteiler verwendet werden, sind 
mindestens die Hälfte der Heizungskosten nach 
einem festen Maß stab umzulegen. Dadurch werden 
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Ungenauigkeiten der Wärmemesser oder Heiz- 
kostenverteiler in ihrer Wirkung halbiert, und der 
Sparanreiz ist gewahrt. 


5. Sind der Bundesregierung Möglichkeiten zur 
Energieeinsparung im industriellen Bereich be- 
kannt, die nicht zu einer Beeinträchtigung der 
Wirtschaftlichkeit führen? In welchem Umfang 
fördert die Bundesregierung die Entwicklung 
neuer Technologien und Produktionsabläufe 
zur Energieeinsparung, zur Energierückgewin- 
nung und zur Rückgewinnung energieintensi- 
ver Rohstoffe? 

Wirtschaftliche Gesichtspunkte 

Bei den Preisen für Industriegüter spielen die 
Energiekosten des Produktionsprozesses eine wich- 
tige, allerdings unterschiedliche Rolle. Aus diesem 
Grund strebte die Industrie zur Kostenoptimierung 
schon immer eine Senkung des spezifischen Energie- 
verbrauchs an, so daß die Möglichkeiten für wei- 
tere, umfangreiche Energieeinsparungen im indu- 
striellen Bereich z. Z. nicht überschätzt werden dür- 
fen. Dies wird auch durch die Kurven veranschau- 
licht, die in Anlage 2 dargestellt sind. Sie zeigen den 
spezifischen Energieverbrauch je Produktionseinheit 
für einige ausgesuchte Industriezweige. Das Ab- 
flachen der Kurven in den letzten Jahren demon- 
striert, daß bei den gegenwärtigen Anlagen nur 
noch geringe zusätzliche Einsparungen erzielt wer- 
den können. Allerdings dürften die sprunghaft ge- 
stiegenen Energiepreise die Bemühungen zur Sen- 
kung des Energieverbrauchs wieder entscheidend 
verstärkt haben. Andererseits darf nicht übersehen 
werden, daß bei allen Maßnahmen zur Einsparung 
von Energie bisher für die Industrie der Gesichts- 
punkt der Kostenoptimierung im Vordergrund stand 
und nicht der eines minimalen Energieverbrauchs. 
Beide Ziele waren aber gerade in der Vergangen- 
heit bei relativ geringen Energiekosten nicht immer 
identisch, so daß eine Neuorientierung auf das Prin- 
zip der Energieoptimierung, die zugleich eine Ko- 
stenoptimierung darstellt, durchaus zu weiteren 
Einsparungen von Energie führen kann. 

Im Sinne einer optimalen Energieverwendung sollte 
die Wärme-Kraft-Kopplung möglichst häufig ange- 
wandt werden; die gleichzeitige Abgabe von Strom 
und Wärme und die damit verbundenen wirtschaft- 
lichen und organisatorischen Probleme setzen hier 
allerdings Grenzen. 

Energieeinsparungen im industriellen Bereich er- 
fordern im allgemeinen Kapitaleinsatz. Da die Höhe 
der Investitionen vom Einzelfall abhängt, kann 
keine allgemeingültige Aussage über den Einfluß 
der Maßnahmen auf die Wirtschaftlichkeit des Pro- 
duktionsprozesses gemacht werden. Die Bundes- 
regierung ist jedoch der Ansicht, daß die langfristige 
ungestörte Versorgung der Industrie mit Energie 
verstärkte Einsparungsbemühungen gerade in die- 
sem Bereich erfordert. Die Vielfalt der Energie- 
anwendung in diesem Bereich erschwert dabei ge- 
zielte staatliche Maßnahmen. Die Bundesregierung 
unterstützt aber die Industrie 


— durch Studien, die als Grundlage für die Opti- 
mierung des Energieeinsatzes dienen, 

— ■ durch gezielte Forschungsvorhaben zur Verbes- 
serung von bestehenden Techniken sowie zur 
Entwicklung neuer Technologien sowie 

— durch umfangreiche Information der industriellen 
Endverbraucher über bereits bestehende Mög- 
lichkeiten und Bedingungen zur rationellen Ver- 
wendung von Energie. 

Bei allen Förderungsmaßnahmen zur Einführung 
energiesparender Technologien ist sich die Bundes- 
regierung bewußt, daß Rückwirkungen auf die ge- 
samtwirtschaftliche Struktur entstehen können. 
Hierzu gehört z. B. der erhöhte Kapitalbedarf für 
neue Anlagenteile oder veränderte Prozeßführun- 
gen. Zu solchen Investitionen sind Großbetriebe 
eher in der Lage als Klein- und Mittelbetriebe. 
Außerdem läßt sich der Energiebedarf mehrerer 
räumlich nahe beieinander gelegener Verbraucher 
leichter optimieren als der von Einzelverbrauchern. 
Die Bundesregierung wird daher bei ihrer Förde- 
rungspolitik besonders darauf achten, daß mit der 
Einführung energiesparender Technologien keine 
Benachteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
auftritt. 

Möglichkeiten für Maßnahmen zur Energie- 
einsparung 

Gerade im industriellen Bereich wurde bereits in 
der Vergangenheit von Möglichkeiten zur Einspa- 
rung von Energie Gebrauch gemacht. Ein Beispiel 
hierfür ist die Verbesserung des Wirkungsgrades 
der Kraftwerke durch die Vorwärmung des Speise- 
wassers oder die Verwendung der Gichtgase des 
Hochofens zur Winderhitzung. Diese bereits be- 
stehenden Techniken gilt es zu verbessern und einer 
breiteren Anwendung zuzuführen. Die vom Bundes- 
minister für Forschung und Technologie in Auftrag 
gegebene Studie „Technologien zur Einsparung von 
Energie wird hierfür Hilfestellung geben. Sie wird 
insbesondere Aussagen über Einsparungspotential, 
Einsatzbreite, Praktikabilität und Wirtschaftlichkeit 
der einzelnen Maßnahmen bringen. Da erste Ergeb- 
nisse dieser Studie erst Anfang 1976 vorliegen wer- 
den, kann z. Z. nur auf Beispiele zur Einsparung von 
Energie im industriellen Bereich hingewiesen wer- 
den, ohne deren Bedeutung ausreichend bewerten 
zu können. Solche Beispiele sind: 

1. Verbesserung bestehender Techniken durch 
— Verbesserung der Feuerungsführung 
— Einsatz verbesserter Brenner 
— Reduktion der SOß-Bildung mit Hilfe eines 
pulsierend ablaufenden Brennvorgangs als 
Voraussetzung für eine stärkere Abkühlung 
der Rauchgase 

— Ersatz veralteter Feuerungsanlagen 
— Verstärkte Anwendung des Prinzips der 
Wärme-Kraft-Kopplung 

— Reduktion von StrÖmungs- und Reibungs- 
widerständen 

— Breitere Anwendung von Wärmedämm-Me- 
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thoden im Produktions- und Verwaltungs- 
bereich. 

2. Änderung von Produktionsprozessen durch 
— Vermeidung von Leerlaufzßiten 

— Übergang von diskontinuierlichen zu konti- 
nuierlichen Produktionsprozessen 
— Entwicklung von Katalysatoren, die Prozeß- 
abläufe bei niedrigeren Temperaturen er- 
möglichen und daher den Einsatz hochwerti- 
ger Wärme reduzieren. 

3. Rückgewinnung von Material durch 

— Ausdehnung der Wiederverwendung von 
Eisen, Aluminium, Papier und Kupfer 
— Verwendung von Fackelgasen für Heiz- und 
Produktionszwecke 

— Nutzung der Energie von Müll in Müllkraft- 
werken und Müllheizwerken 
— Wiederverwendung von energieintensivem 
Verpackungsmaterial (z. B. von Glasflaschen) 
— teilweisen Ersatz von Kunstdünger durch 
Naturdünger aus Klärwerken. 

Zu einer verstärkten Verwertung bzw. Wieder- 
verwendung von Rückständen und Abfällen wird 
die Bundesregierung programmatisch in einem 
„Abfallwirtschaftsprogramm'' Stellung nehmen. 
Dieses Programm wird noch Mitte 1975 dem Ka- 
binett vorgelegt. Schwerpunkte sind unter an- 
derem die Anwendung von Verfahren der Vor- 
sortierung und anschließenden Verwertung von 
Hausmüllbestandteilen sowie die Nutzung des 
Energieinhalts der Restabfälle. 

4. Erhöhung der Lebensdauer von Gütern 

Eine nicht unerhebliche Einsparungsmöglichkeit 
ergibt sich auch dadurch, daß die Lebensdauer 
von Industrieprodukten erhöht wird. Überlegun- 
gen in dieser Richtung sind zwar schon angestellt 
worden, jedoch lassen sich hier nur auf lange 
Sicht größere Änderungen erwarten, die z. T. 
auch von einer Wandlung der Wertvorstellungen 
der Verbraucher abhängen. Eine gewisse Ver- 
besserung der Haltbarkeit von Produkten kann 
aber künftig durchaus erwartet werden; hier- 
unter zählen beispielsweise Maßnahmen zur 
Korrosionsminderung durch bestimmte Lackier- 
verfahren. 

5. Einführung neuer Technologien 

Mit der Einführung neuer Technologien zur 
rationelleren Energieverwendung bestehen 
grundsätzlich weitere Möglichkeiten, Energie- 
einsparungen im industriellen Bereich zu er- 
zielen. Die Bundesregierung sieht hierin eine 
wichtige Aufgabe und unterstützt deshalb durch 
ihre Forschungsvorhaben die Industrie auf vielen 
Gebieten. Beispiele hierfür sind: 

— Entwicklung von großen Wärmespeichern 
— Weiterentwicklung der Kohledruckvergasung 
mit anschließendem Gas- und Dampfturbinen- 
prozeß 

— Veredlung von Kohle mit höherem Wirkungs- 
grad durch Vergasung und Verflüssigung 


— Steigerung des Nutzungsgrades der Kern- 
energie durch Anwendung nuklearer Prozeß- 
wärme für Kohlevergasung, Fernenergie und 
Erzeugung von Wasserstoff. 

In diesem Zusammenhang muß jedoch erwähnt 
werden, daß in vielen Fällen die Entwicklung 
neuer Technologien noch soviel Zeit benötigt, 
daß eine nachhaltige Beeinflussung des Energie- 
verbrauchs erst in den 80er und 90er Jahren zu 
beobachten sein wird. 

Gesamteinsparung im Industriebereich 

Die theoretisch denkbaren Einsparungsmöglichkeiten 
der Industrie bei voller Ausschöpfung der o. g. Tech- 
nologien und Verfahrensweisen sind von dritter 
Seite abgeschätzt worden. 

In einer von der Bundesregierung in Auftrag gege- 
benen Studie wird das Einsparungspotential im in- 
dustriellen Bereich für das Jahr 1985 auf 15,6 Mio t 
geschätzt. Eine unabhängig hiervon durchgeführte 
Abschätzung ergibt Gesamteinsparungen von 
14 Mio t SKE im Jahre 1985. 

Wenn man diese Zahlen in ein Verhältnis zu einem 
unterstellten Endenergiebedarf der Industrie in 
Höhe von 120 Mio t SKE im Jahre 1985 setzt, er- 
gäbe sich eine theoretisch mögliche Gesamtenergie- 
einsparung im Industriebereich von etwa 13 v. H. 
Derartige Größenordnungen sind in die Schätzung 
bei der Beantwortung der Frage 1 unter Nr. III 
naturgemäß nicht eingegangen. Inwieweit diese 
theoretisch ermittelten Einsparungsmöglichkeiten 
der Industrie bis zur Höhe von 13 v. H. im Jahre 
1985 realisiert werden können, hängt vorwiegend 
davon ab, ob und inwieweit die Industrie die auf- 
gezeigten technologischen Möglichkeiten und Ver- 
fahrensweisen durchführen kann. Es ist verfrüht, 
darüber z. Z. konkrete Aussagen zu machen. 


6. Welche steuerpolitischen Maßnahmen sind 
denkbar, um eine sparsame Verwendung von 
Energie zu fördern? Welche sonstigen wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen hält die Bundes- 
regierung für möglich? Stehen Verwaltungs- 
vorschriften dem Ziel der rationellen Energie- 
verwendung entgegen? 

Steuerpolitische Maßnahmen 

Als steuerpolitische Maßnahmen zur Förderung der 
Energieeinsparung können sowohl eine Erhöhung 
der steuerlichen Belastung von Energieträgern als 
auch Steuervergünstigungen in Betracht kommen. 
Allerdings sind Steuervergünstigungen zur Förde- 
rung einer sparsamen Verwendung von Energie mit 
denselben Problemen verbunden wie entsprechende 
direkte Subventionen aus den öffentlichen Haus- 
halten. 

Zur Förderung der Energieeinsparung bei bestehen- 
den Gebäuden sind steuerliche Vergünstigungen 
und direkte Zuschüsse zu den Aufwendungen für 
eine nachträgliche Wärmeisolierung denkbare In- 
strumente. 
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Bestimmte Investitionen zur Einsparung von Energie 
werden bereits nach geltendem Recht gefördert. 
Insoweit wird auf die Beantwortung der Frage 1 
verwiesen. Eine steuerpolitische Maßnahme für 
energiesparende Investitionen ist durch den mit 
Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengeset- 
zes vom 30. Dezember 1974 in der Fassung vom 
24. Februar 1975 (BGBl. I S. 528) neugeschaffenen 
§ 4 a des Investitionszulagengesetzes eingeführt 
worden. Danach werden bestimmte Anlagen, die 
in besonderem Maße zur Einsparung von Energie 
geeignet sind, durch eine zeitlich unbefristete In- 
vestitionszulage begünstigt. 

Im Rahmen der geltenden steuerlichen Vergünsti- 
gungen zur Förderung der Altbaumodernisierung 
wird nach § 82 a EStDV seit 1965 der Umbau von 
Fenstern und Türen, der zur Energieeinsparung 
führen kann, begünstigt. Erfaßt wird der bis zum 
Jahre 1957 erstellte Wohnbestand. Größerer Erhal- 
tungsaufwand, auch soweit er der Energieeinspa- 
rung dient, kann nach § 82 b EStDV auf 2 bis 5 Jahre 
verteilt werden. 

Weitere steuerpolitische Maßnahmen sind bei der 
gegenwärtigen Finanzlage von Bund, Ländern und 
Gemeinden nicht realisierbar. Deshalb kann auch 
eine Erweiterung des Maßnahmenkatalogs und des 
begünstigten Wohnraumbestandes durch Änderung 
des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q EStG und des 
§ 82 a EStDV nicht in Betracht gezogen werden. 

Sonstige mögliche wirtschaftspolitische 
Maßnahmen 

Die eingeführten oder beabsichtigten Maßnahmen 
wirtschaftspolitischen Charakters sind bei der Beant- 
wortung der Fragen 1 und 2 aufgeführt. Darüber 
hinaus wird geprüft, für bestimmte energieverbrau- 
chende Anlagen und Geräte eine gesetzliche Kenn- 
zeichnungspflicht über die Höhe des Energiever- 
brauchs einzuführen. Dadurch könnte der Verbrau- 
cher in die Lage versetzt werden, sowohl bei der 
Beschaffung als auch bei dem Gebrauch den Energie- 
wirkungsgrad vergleichbarer Geräte und Anlagen 
festzustellen. 

Die Einführung weiterer reglementierender Gebote 
und Verbote für die Energie Verwendung erscheint 
bei der gegenwärtigen energiewirtschaftlichen Ver- 
sorgungssituation in der Bundesrepublik nicht not- 
wendig. Bei einer Störung oder Unterbrechung der 
Einfuhren von Erdöl gibt das Energiesicherungs- 
gesetz die Möglichkeit, in umfassender Weise die 
Verteilung der Energie zu regeln. 

V erwal tungsvor sehr Uten 

Nach den bisherigen Feststellungen sind der Bun- 
desregierung keine Verwaltungs Vorschriften be- 
kannt, die der rationellen Energieverwendung gra- 
vierend entgegenstehen. Es wird jedoch geltend 
gemacht, daß es in Teilbereichen gewisse Regelun- 
gen gibt, die einer Überprüfung unterzogen werden 
sollten. Dazu gehört die Frage, ob der Sicherheits- 
abstand von Kernkraftwerken die Nutzung der 
Wärme aus Kernkraftwerken für Fernwärmezwecke 


beeinträchtigt. Ferner ist in diesem Zusammenhang 
das Problem der möglichen Straffung und Beschleu- 
nigung der Genehmigungsverfahren für Energie- 
anlagen jeglicher Art erneut aufgeworfen worden. 


7. Welche Forschungsprojekte zur rationellen 
Energieverwendung werden von der Bundes- 
regierung mit welchem Aufwand und in wel- 
chem Zeitraum gefördert? Welche Rolle spielen 
dabei die bestehenden Forschungszentren und 
Forschungsanstalten und die Einrichtungen der 
Forschungsförderung? Sind der Bundesregie- 
rung entsprechende Projekte an den Universi- 
täten und Hochschulen bekannt? 

Die Bundesregierung hat mehrfach über die For- 
schungs- und Entwicklungsschwerpunkte in der 
Energieforschung berichtet und dabei vor allem auch 
Projekte zur rationellen Energie Verwendung vor- 
gestellt. 

Im Rahmenprogramm Energieforschung 1974 bis 
1977 wird in der Einleitung festgestellt, daß in den 
letzten Jahren zunehmend deutlich geworden ist, 
daß es nicht genügt, für die Zukunft ein stets aus- 
reichendes und preisgünstiges Angebot an Energie 
zu gewährleisten. An den Auswirkungen des Ener- 
gieverbrauchs in der Umwelt wird heute in einigen 
Fällen bereits sichtbar, daß der Energieverbrauch 
nicht ohne nachteilige Folgen unbegrenzt weiter zu- 
nehmen kann. Ein großer Teil der Probleme ent- 
steht dadurch, daß heute mehr als die Hälfte der 
freigesetzten Primärenergie bei Umwandlung, 
Transport und Anwendung ungenutzt verloren geht. 
Die rationelle Nutzung der Energie durch verbes- 
serte technische Verfahren in Haushalt, Verkehr und 
Industrie wird eine weitere Zunahme des Energie- 
verbrauchs ohne einen entsprechenden Zuwachs des 
Energieumsatzes ermöglichen. Sie kann deshalb 
einen hohen Beitrag zur Versorgungssicherheit und 
zum Umweltschutz leisten. 

Im Rahmenprogramm Energieforschung werden fol- 
gende Teilziele vorgestellt, die auf die Zielsetzung 
der rationellen Verwendung von Energie ausge- 
richtet sind. 

— Weiterentwicklung von Technologien unter dem 
Gesichtspunkt der rationellen Energieverwen- 
dung 

— Anpassung der Energieerzeugungs- und -trans- 
portsysteme an den steigenden Bedarf und an 
sich ändernde Nachfragestrukturen 

— Studium von neuartigen Energieversorgungs- 
systemen 

— Entwicklung großtechnisch einsetzbarer Energie- 
speicher 

— Steigerung des Nutzungsgrades der eingesetzten 
Primärenergie 

— Verminderung von Technologien zur Nutzung 
der auf niedrigem Temperaturniveau anfallen- 
den Abwärme 

— Integration vieler Klein- und Einzelverbraucher 
zu einem Gesamtsystem. 
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Außerdem werden in der ersten Fortschreibung des 
Energieprogramms der Bundesregierung wesentliche 
Schwerpunkte für die Forschungsförderung genannt: 

— Analyse des Energieflusses in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, des Energieverbrauchs in Haus- 
halt und Industrie 

— Untersuchung von Energiebedarf und -darbie- 
tung, Verfügbarkeit von Energie, Wirtschaftlich- 
keit, Umweltbelastung und Anpassungsfähigkeit 
der bestehenden Versorgungsstrukturen 

— Erarbeitung eines „Wärmeatlas“ in Zusammen- 
arbeit zwischen Industrie und wissenschaftlichen 
Instituten als Planungsunterlage für Wärmever- 
teilungssysteme und den Einsatz z. B. von Fern- 
wärme 

— Umfassende Untersuchungen zum Thema „Tech- 
nologien zur Einsparung von Energie", mit de- 
nen ein Überblick über die Möglichkeiten zur 
rationellen Verwendung der Energie gewonnen 
werden soll. 

Im Energieprogramm wird in diesem Zusammenhang 
die Absicht der Bundesregierung bekräftigt, Demon- 
strationsprojekte zu unterstützen, mit denen An- 
wendungsmöglichkeiten und Grenzen der Wärme- 
kraftkoppelung im Verbund von Groß- und Klein- 
heizkraftwerken aufgezeigt werden können. 

In ihren bisherigen Stellungnahmen hat die Bundes- 
regierung jeweils darauf hingewiesen, daß man von 
einem Forschungsprogramm keine unmittelbare Er- 
leichterung der Energieversorgungslage erwarten 
kann, sondern vielmehr erst langfristig eine Ände- 
rung der derzeitigen Situation erreichbar ist. So sind 
schon frühzeitig Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Energieforschung z. B. im Bereich der Kernenergie 
oder auf dem Gebiet des baulichen Wärmeschutzes 
und der Haustechnik immer langfristig gesehen und 
entsprechend angelegt worden. 

In der Vergangenheit sind durch die aktive Förder- 
politik der Bundesrepublik maßgebliche Arbeiten 
durchgeführt worden, auf denen heute ganze Tech- 
nologiesektoren aufbauen. So wurden bereits seit 
1950 durch eine Vielzahl von Forschungsvorhaben 
auf dem Bausektor überhaupt erst die Grundlagen- 
kenntnisse erarbeitet und systematisch erweitert 
sowie die Daten gewonnen, auf denen heute die 
gesamte Wärme schutztechnik aufbaut. Wenn von 
diesen Erkenntnissen im Bauwesen kaum Gebrauch 
gemacht wurde, so deshalb, weil die Wirtschaftlich- 
keitsberechnung bei der Errichtung von Gebäuden 
gegen höhere Investitionen und zugunsten eines 
höheren Energieverbrauchs in der Betriebsphase 
ausfiel. 

Die Situation hat sich insofern seit der Ölkrise ge- 
wandelt, als die Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
heute schon vielfach zugunsten der Energieeinspa- 
rung ausfallen. Die Möglichkeit, neue technologische 
Lösungsansätze zum Einsatz zu bringen, sind damit 
wesentlich gestiegen, was unmittelbar eine merk- 
liche Zunahme des Interesses für Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten auf dem Gebiet des Wärme- 
schutzes und der rationellen Energieverwendung zur 
Folge hat. Im Energieprogramm vom 26. September 


1973 wurden bereits entsprechende Maßnahmen an- 
gekündigt. 

Die rationelle Verwendung von Energie ist eines 
der Ziele für die Forschungs- und Entwicklungs- 
aktivitäten im Bereich der nichtnuklearen Energie- 
forschung. Bei allen Projekten wird der Minimie- 
rung der Verluste bei Energieumwandlung und 
-transport sowie der optimalen Nutzung der Energie 
auf der Anwendungsseite ein hoher Stellenwert bei- 
gemessen. Dieser Umstand macht es schwierig, die 
volle Breite der Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten für rationelle Energieverwendung darzustellen. 
In der als Anlage 3 beigefügten Zusammenfassung 
werden daher nur die Forschungsprojekte aufge- 
führt, bei denen der Aspekt der rationellen Energie- 
verwendung in ganz besonderem Maße von Be- 
deutung ist. 

Einen umfassenden Überblick über Möglichkeiten 
und Grenzen der rationellen Energieverwendung 
erwartet die Bundesregierung von einer Studie 
„Technologien zur Einsparung von Energie", deren 
wesentliche Themenbereiche vor der Ölkrise fest- 
gelegt und an eine Gruppe von insgesamt neun 
Firmen bzw. Hochschulinstituten vergeben wurde. 
Es wird aufgezeigt, wieviel Energie an welcher Stelle 
verbraucht wird, wobei sowohl Haushalt und Klein- 
verbrauch, besonders energieintensive Bereiche in 
der Industrie und der Verkehr zu berücksichtigen 
sind. Darüber hinaus wird nach Ansatzpunkten und 
Steuermechanismen technologischer und administra- 
tiver Art für eine rationelle Energieverwendung 
gesucht. 

Mit den von der Bundesregierung geförderten wei- 
teren Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wer- 
den im wesentlichen folgende Ziele verfolgt: 

— Reduzierung des spezifischen Energieverbrauchs 

— Darbietung von Energie unter optimaler Nutzung 
der eingesetzten Primärenergie 

— Nutzung von Abwärme. 

Die Arbeiten zur Reduzierung des spezifischen 
Energieverbrauchs sind darauf ausgerichtet, den 
Energiebedarf z. B. in einem bestimmten Produk- 
tionsschritt, für die Raumheizung und auf dem Ver- 
kehrssektor unter wirtschaftlichen Bedingungen auf 
ein Minimum zu reduzieren. Dabei ist es wichtig, 
daß weder die Qualität des Endproduktes beein- 
trächtigt wird noch im Falle der Raumheizung die 
Bewohner auf Wohnkomfort verzichten müssen. Die 
bisher eingeleiteten Untersuchungen und Entwick- 
lungen müssen noch auf eine Vielzahl von energie- 
intensiven Verbrauchsstellen ausgedehnt werden. 

Der zweite Zielbereich umfaßt Arbeiten, in denen 
Konzepte und Technologien entwickelt werden, die 
für die Entwicklung eines zukünftigen rationellen 
Energiesystems wichtig sind. Dazu ist es notwendig, 
ausgehend von dem für die einzelnen Sektoren ge- 
schätzten Energiebedarfs, Simulationsmodelle zu 
entwickeln, in denen für diese Technologien ein 
optimaler Einsatzbereich ermittelt wird. 

Der dritte Bereich schließlich beschäftigt sich mit 
Überlegungen und Arbeiten, wie die in einzelnen 
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Wirtschaftsbereichen anfallende Abwärme einer 
sinnvollen Nutzung zugeführt werden kann, die nach 
Möglichkeit auch die Nachfrage nach Primärenergie 
insgesamt entlastet. Es wird eine wichtige Aufgabe 
sein, bei der Entwicklung zukünftiger rationeller 
Energiesysteme den Anteil von Abwärme auf ein 
wirtschaftlich vertretbares Minimum zu reduzieren. 

Die Aufgabenstellung in vielen Bereichen bedingt, 
daß eine eingehende Analyse des derzeitigen Zu- 
stands, z. B. eines Produktionsablaufs, zunächst er- 
stellt werden muß, bevor eine technologische Wei- 
terentwicklung eingeleitet werden kann. Es ist da- 
her verständlich, wenn sich unter den Projekten eine 
Vielzahl von Studien befindet, die meist in Form 
von Vorprojekten durchgeführt werden und praxis- 
nah orientiert sind. 

Speziell auf dem Gebiet der Bauforschung wurden 
verstärkt Forschungsaufträge mit dem Ziel der Ein- 
sparung von Energie vergeben, wobei bauphysika- 
lische Fragen, Meß- und Prüfverfahren, Unter- 
suchungen von Materialdämmwerten und Heizungs- 
systemen, Erprobung von Baustoffen, Dämmateria- 
lien, Bauarten und Bauverfahren zentrale Fragestel- 
lungen sind. Ein Teil dieser Arbeiten hat bereits 
seinen Niederschlag in den „Ergänzenden Bestim- 
mungen zur Norm DIN 4108" und in dem Beiblatt 
zur Norm DIN 4108 „Beispiele und Erläuterungen 
für einen erhöhten Wärmeschutz; Hinweise auf 
wirtschaftlich optimalen Wärmeschutz" gefunden. 
Die Ergebnisse des Bauwettbewerbs „Therma" (Ver- 
besserungen des Wärmeschutzes an bestehenden 
Wohngebäuden; vgl. auch Antwort zu Frage 2, der 
im Januar 1975 entschieden wurde, liefern wichtige 
Erkenntnisse für die zusätzliche Wärmedämmung 
bei der Althausmodernisierung. 

In den als Anlage 3 beigefügten Projektlisten sind 
die einzelnen Forschungsprojekte in diesem Bereich 
einschließlich Aufwand und Zeitraum aufgeführt. 
Der Gesamtaufwand beträgt rd. 34,7 Mio DM. 

Während im Bereich des Wärmeschutzes und der 
rationellen Energieverwendung in der Haustechnik 
die Forschungstätigkeit vor allem von Hochschulen, 
Forschungsinstituten, technisch-wissenschaftlichen 
Vereinigungen betrieben wird, werden die For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet 
der Energieversorgung vorzugsweise von der In- 
dustrie durchgeführt. Dies gilt vor allem für Arbei- 
ten, die eine spezifische, technologische Weiter- 
entwicklung zum Gegenstand haben. Dabei wurden 
zum Teil auch Systemstudien durch die Wirtschaft 
erarbeitet, wobei die hier vorhandenen Vorkennt- 
nisse genutzt werden, die für die Behandlung der 
Themenkreise wichtig sind. Die bestehenden For- 
schungseinrichtungen, die überwiegend aus Bundes- 
mitteln finanziert werden, erfüllen wesentliche Auf- 
gaben im Bereich der Grundlagenforschung und der 
Überwachung und Zulassung neuer Baustoffe und 
Entwicklungen. Hier ist vor allem das Institut für 
Bauphysik der Fraunhofer Gesellschaft in Stuttgart 
und das Institut für Bauforschung in Hannover zu 
nennen. Außerdem ist auf die Gruppe „Angewandte 
Systemanalyse" der Arbeitsgemeinschaft der Groß- 
forschungseinrichtungen hinzuweisen, die einen 


Arbeits Schwerpunkt Energie gebildet hat und vor 
allem alternative Strukturen der Energieversor- 
gung unter dem Gesichtspunkt der rationellen Ener- 
gieverwendung untersucht. Auch die Hochschulen 
sind in die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
auf dem Gebiet der rationellen Energieverwendung 
eingeschaltet. So sind mehrere Institute u. a. an den 
Universitäten Clausthal, Essen, Köln, Stuttgart, an 
den Technischen Universitäten München, Berlin, 
Braunschweig, an der Technischen Hochschule 
Aachen und an einer Reihe von Fachhochschulen auf 
dem Gebiet der rationellen Energieverwendung 
tätig. 

Durch die Arbeitsgemeinschaft für Bauforschung, 
innerhalb der die wichtigsten bauforschungsfördern- 
den Institutionen in der Bundesrepublik und in 
Österreich zusammengeschlossen sind, und deren 
Geschäftsführung beim Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau liegt, werden 
weiterhin nahezu sämtliche Forschungsvorhaben im 
Bereich des Wärmeschutzes und der Energieverwen- 
dung im Bauwesen erfaßt und ausgewertet. Hier- 
durch wird insbesondere die Abstimmung zwischen 
den Forschungsträgern wesentlich erleichtert und 
verbessert und der Einsatz der Forschungsmittel 
effektiver gestaltet. Das Mitteilungsblatt der 
Arbeitsgemeinschaft bietet an zentraler Stelle den 
erforderlichen Überblick über alle laufenden und 
abgeschlossenen Forschungsprojekte. 


8. Welche Vorkehrungen zur rationellen Energie- 
verwendung sind im Verkehrswesen einge- 
leitet oder geplant? 

Die Energieeinsparung ist eines der Ziele der von 
der Bundesregierung nach der Energiekrise einge- 
leiteten und fortgesetzten Maßnahmen zur Beein- 
flussung des Verkehrs. Dies gilt in erster Linie für 
die von der Bundesregierung befürwortete Stärkung 
des Schienenverkehrs sowie des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs. Bekanntlich ist der spezifische 
Energieeinsatz beim Schienenverkehr und beim son- 
stigen öffentlichen Personenverkehr niedriger als 
beim Straßenverkehr. 

Im Bereich der Deutschen Bundesbahn fördert die 
Bundesregierung insbesondere bestimmte Neu- und 
Ausbauten des Streckennetzes, um die Kapazität 
sowie die Betriebsabwicklung des Unternehmens zu 
verbessern. Dieses wird bis zum Beginn der 80er 
Jahre über rd. 12 000 km elektrifizierte Strecken 
verfügen und damit den Verbrauch an Dieselkraft- 
stoff oder schwerem Heizöl verringern. Unterstützt 
wird gleichzeitig die Verstärkung des Huckepack- 
und Containerverkehrs der Bundesbahn, deren star- 
kes Wachstum seit 1970 nennenswerte Transport- 
verlagerungen von der Straße erkennen läßt. 

Einer der verkehrspolitischen Schwerpunkte ist und 
bleibt der Ausbau und die Intensivierung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs. Aus dem Aufkommen 
der Mineralölsteuer sind aufgrund des Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetzes 6 Pf. pro Liter für 
die Verbesserung der kommunalen Verkehrsver- 
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hältnisse zweckgebunden, Rund die Hälfte dieser 
Mittel kommt Infrastrukturvorhaben des öffent- 
lichen Personennahverkehrs zugute. Für 1975 ist 
dafür ein Betrag von 1,027 Mrd. DM vorgesehen. 
Die Höhe der in den kommenden Jahren zur Ver- 
fügung stehenden Mittel wird von der weiteren 
Entwicklung des Kraftstoffverbrauchs abhängen. 
Zugleich drängt die Bundesregierung auf die be- 
schleunigte Integration des Nahverkehrs insbeson- 
dere in Ballungsgebieten und auf eine wirksamere 
Organisation, um die Effizienz des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs nachhaltig zu erhöhen. 

Im übrigen könnten durch räumliche Nähe von 
Wohn- und Arbeitsstätte Verkehr und damit Öffent- 
licher Investitionsaufwand sowie Energieverbrauch 
vermindert werden. Hier ist die Koordinierung der 
Siedlungs- und Verkehrsplanung vor allem im kom- 
munalen Bereich angesprochen. Für den Planungs- 
sektor sieht daher die Novelle zum Bundesbau- 
gesetz (§ 1 a Abs. 5) vor, daß die Belange des Ver- 
kehrs, insbesondere die Anbindung an den öffent- 
lichen Personennahverkehr bei der Bauleitplanung, 
künftig ausdrücklich zu beachten sind. Weiteren 
Maßnahmen setzt das Grundrecht auf Freizügigkeit 
Grenzen. 

Für den Straßenverkehr bestehen Geschwindigkeits- 
beschränkungen, die sich während der Energiekrise 
als wirksames Spar-Instrument bewährt haben, auf 
einem Teil des Autobahnnetzes und auf den Bundes- 
straßen fort. Beim Individualverkehr im Nahbereich 
spricht sich die Bundesregierung für die Bildung 
von Fahrgemeinschaften aus. Zusätzlich gibt sie 
Empfehlungen, wie durch situationsgerechtes Fahr- 
verhalten und richtige technische Behandlung des 
Motors Treibstoff gespart werden kann. 

Auf das Ziel, längerfristig einen rationellen Energie- 
einsatz und bessere Umweltbedingungen zu errei- 
chen, ist der Versuchseinsatz von Elektroomnibus- 
sen und Transportfahrzeugen ausgerichtet. Bereits 
im Jahr 1974 sind Versuchsstrecken für Stadt- 
omnibusse in Düsseldorf und Mönchengladbach in 
Betrieb genommen worden. Weitere Vorhaben die- 
ser Art sollen noch in diesem Jahr in Baden-Würt- 
temberg anlaufen. 

Bei der Binnenschiffahrt begrüßt die Bundesregie- 
rung die Bemühungen um Rationalisierung der Gü- 
terbeförderung insbesondere durch den Einsatz von 
Europaschiffen oder größeren Schub verbänden auf 
den hierfür geeigneten Wasserstraßen. Sie verbes- 
sert laufend die Infrastruktur für diesen Verkehrs- 
träger, dessen spezifischer Treibstoffverbrauch der 
günstigste aller Verkehrsträger ist. In der besonders 
treibstoffintensiven Luftfahrt befürwortet die Bun- 
desregierung energiepolitisch rationellere Gestal- 
tungen der Betriebsabwicklung. Die Einführung von 
Fluggeräten auf dem neuesten Stand der Technik 
bei der Deutschen Lufthansa trägt ebenfalls zur 
rationelleren Treibstoff Verwendung bei. 

Die Bundesregierung hat zwei Forschungsinstitute 
beauftragt, zum einen den spezifischen Energiever- 
brauch im Verkehr zu analysieren und zum anderen 
die Möglichkeiten und Voraussetzungen eines ma- 
thematischen Erklärungs- und Entscheidungsmodells 


für ordnungspolitische Maßnahmen im Verkehr zur 
Energieeinsparung zu untersuchen. 

Im Rahmen der integrierten Bundesverkehrswege- 
planung kommt der rationelleren Energieverwen- 
dung bei der Bewertung der einzelnen Investitionen 
große Bedeutung zu. 

Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv an den von 
der EG im Rahmen eines Aktionsprogramms zur 
rationellen Energienutzung eingeleiteten Unter- 
suchungen über die Möglichkeiten, durch technische 
Verbesserungen und Veränderungen von Fahrzeu- 
gen und Antriebssystemen Energieeinsparungen zu 
erreichen. Konkrete Ergebnisse liegen noch nicht 
vor. 


9. Welche Maßnahmen zur Energieeinsparung hat 
die Bundesregierung im einzelnen in ihrem 
eigenen Bereich ergriffen? Sind weitergehende 
beispielhafte Maßnahmen geplant? Sind der 
Bundesregierung ähnliche Bestrebungen der 
Landesregierungen bekannt? 

Die Bundesministerien haben, abgesehen von den in 
der Antwort zu Frage 2 im einzelnen aufgeführten 
Vorkehrungen für öffentliche Bauvorhaben, sowohl 
für den eigenen als auch für den nachgeordneten 
Bereich durch besondere Erlasse folgende Maßnah- 
men zur Einsparung von Energie angeordnet: 

1. Die für die Autobahnen und ähnliche Straßen 
durch VO vom 13. März 1974 (BGBl. I S. 685) 
empfohlene Richtgeschwindigkeit von 130 km/h- 
abgesehen von sonstigen Geschwindigkeits- 
begrenzungen - soll von den Fahrern von Dienst- 
kräftfahrzeugen nicht überschritten werden. 
Möglichkeiten der Zusammenlegung von Fahr- 
ten mit Dienstkraftfahrzeugen (PKW, Busse, 
LKW) sind auszunutzen. Die Fahrweise soll so 
rationell und wirtschaftlich wie möglich ausge- 
staltet werden (z. B. gleichmäßiges Fahren, Ver- 
meidung unnötigen Leerlaufs). Bei der techni- 
schen Wartung der Fahrzeuge ist auf die richtige 
Einstellung der Vergaser und der Zündung zu 
achten. 

2. Die Heizung in Dienstgebäuden ist während des 
Tages so einzustellen, daß die Raumtemperatur 
bei etwa 20^ C liegt. Die Temperatur in zeitwei- 
lig nicht benutzten Diensträumen ist entspre- 
chend den technischen Möglichkeiten auf ein 
Minimum herabzusetzen. 

3. Elektrizität ist für Beleuchtungs- und Heizzwecke 
sparsam zu verwenden. 

Darüber hinaus sind für die Bundeswehr noch zu- 
sätzliche Vorkehrungen zur Einsparung von Ener- 
gie getroffen worden. Bei der Durchführung von 
Transporten ist verstärkt der Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit zu beachten, in Zweifelsfällen 
wird dem Eisenbahntransport der Vorzug gegeben. 
Transportflüge werden durch höhere Auslastung 
der Einzellufttransporte reduziert. Flüge mit beson- 
ders hohem Kraftstoffverbrauch (z. B. Tiefflüge) 
werden eingeschränkt; das gleiche gilt für Boden- 
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laufe. Die Anzahl der Flugstunden je Besatzung ist 
auf die Erfordernisse des Tactical Combat Training 
Programm (TCTP) begrenzt worden. Stromerzeu- 
gungsaggregate dürfen nur dann benutzt werden, 
wenn ein Anschluß an das öffentliche Netz nicht 
möglich ist. In der schiffstechnischen Betriebsführung 
sind betriebsstoffsparende Maßnahmen durchgeführt 
und die Einhaltung wirtschaftlicher Fahrtstufen vor- 
geschrieben worden. 

Gegenwärtig sind weitere Maßnahmen nicht geplant. 
Der dargestellte Maßnahmenkatalog wird jedoch in 
gewissen Abständen auf Verbesserungsmöglichkei- 
ten überprüft. 

Auch die Länder haben nach der Energiekrise ver- 
stärkt Anstrengungen unternommen, um den Ener- 
gieverbrauch zu senken. Diese Bemühungen be- 
ziehen sich zunächst darauf, bei der Planung von 
Neubauten, der Modernisierung bestehender Ge- 
bäude und beim Betrieb von heizungs- und lüftungs- 
technischen Anlagen den Erfordernissen einer ratio- 
nelleren Energieverwendung Rechnung zu tragen. 
Darüber hinaus haben die Landesregierungen für 
den eigenen und nachgeordneten Bereich im wesent- 
lichen die unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Vorkeh- 
rungen getroffen. 


10. Welchen Umfang soll nach Auffassung der 
Bundesregierung die geplante Unterrichtung 
der Verbraucher über die Möglichkeiten der 
sparsamen Energieverwendung annehmen? 
Welche Organisationen werden bei dieser 
Aktion zur Verbraucherinformation beteiligt? 

Im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
strebt die Bundesregierung eine möglichst umfas- 
sende und zugleich effektive Unterrichtung der Ver- 
braucher über die vielfältigen Möglichkeiten spar- 
samer Energieverwendung an. Dem Bundesminister 
für Wirtschaft standen für diesen Zweck 1974 Mittel 
in Höhe von 1 Million DM zur Verfügung. Damit ist 
im wesentlichen ein Faltblatt mit dem Titel „Ener- 
gie verbrauchen - aber mit Vernunft" in einer Auf- 
lage von 9,5 Millionen Exemplaren finanziert wor- 
den. Mit diesem Faltblatt sind den Verbrauchern 
konkrete Tips gegeben worden, wie sie ohne allzu 
große Aufwendungen und ohne nennenswerte Be- 
einträchtigung ihres Lebensstandards oder ihrer Be- 
quemlichkeit auf wirksame Weise Energie einsparen 
können. Viel Resonanz fand ein mehrfach ausge- 
strahlter Fernseh-Spot, der vom BMWi in ideeller 
und finanzieller Zusammenarbeit mit einer Fern- 
sehanstalt entstand und in eindringlicher Weise auf 
den sparsamen Einsatz von Energie hinweist. Die 
Fibel „Auf Fortschritt programmiert" (Auflage 
100 000 Exemplare), die die Grundsätze der Energie- 
politik der Bundesregierung darstellt, enthält eben- 
falls ein Kapitel mit Hinweisen auf die Notwendig- 
keit sparsameren Energieverbrauchs. 

Für das Jahr 1975 werden für die gleichen Zwecke 
voraussichtlich 2 Millionen DM zur Verfügung 
stehen. Die Erfahrung des Jahres 1974 zeigt, daß in 
der Bevölkerung grundsätzlich eine Bereitschaft zu 


einem sparsameren Energieverbrauch vorhanden ist. 
Auch wenn der Rückgang des Primärenergiever- 
brauchs um 3 Prozent von 1973 auf 1974 und der des 
Mineralölverbrauchs um 10 Prozent auch durch die 
Entwicklung des Bruttosozialprodukts und des mil- 
den Winters bedingt war, zeigt dieser Verbrauchs- 
rückgang, daß bei den Bürgern die Bereitschaft zum 
sparsamen Umgang mit Energie zunimmt. Diese 
neue Einstellung der Energieverbraucher, die zu 
einem Gutteil durch den Schock der Ölkrise des 
Herbstes 1973 ausgelöst worden ist, gilt es durch 
weitere und vertiefte Information, insbesondere der 
privaten Verbraucher, zu erhalten und zu verbes- 
sern. 

Die im Jahr 1974 begonnene Öffentlichkeitsarbeit im 
Bereiche der Energieeinsparung hat bisher eine 
überwiegend positive Resonanz gefunden. Die auf 
eine große Breitenwirkung angelegte Aktion soll 
nunmehr unter Berücksichtigung der eingegangenen 
Anregungen und kritischen Hinweise mit dem Ziel 
fortgesetzt werden, durch konkrete Informationen 
die Gebrauchs- und Verhaltensgewohnheiten der 
Bevölkerung beim Umgang mit Energie in Richtung 
einer weiterhin rationellen Verwendung zu beein- 
flussen und dadurch direkte Einsparungserfolge zu 
erzielen. Gedacht ist dabei im Jahre 1975 an fol- 
gende Maßnahmen: 

— Herausgabe eines Faltblattes mit neuen, aber 
auch schon bekannten und bewährten Energie- 
spartips, um das Interesse des Verbrauchers 
wachzuhalten. Um die erforderliche Breitenwir- 
kung der Information zu erzielen, werden in 
einigen Fernseh- und Wochenschaubeiträgen be- 
stimmte Tips erneut aufgegriffen und behandelt 
werden. Weiter wird erwogen, Aufkleber zu ver- 
teilen, die den Slogan „Energie verbrauchen - 
aber mit Vernunft" bekanntmachen und so das 
Energiebewußtsein in der Bevölkerung steigern. 

— Darüber hinaus soll eine Intensivierung der 
Öffentlichkeitsarbeit dadurch erfolgen, daß be- 
stimmte Zielgruppen, wie zum Beispiel mittlere 
und kleinere Unternehmer, bei denen sich ener- 
giesparende Produktionsmethoden noch nicht in 
ausreichender Weise durchgesetzt haben, geson- 
dert angesprochen werden. Gedacht ist dabei an 
eine Wandzeitung mit betriebswirtschaftlich in- 
teressanten und praktikablen speziellen Energie- 
spartips für Klein- und Mittelbetriebe. 

— Es wird auch geprüft, ob durch eine branchen- 
spezifische Aktion für Handwerker und Bauunter- 
nehmer, zum Beispiel durch Sonderschauen im 
Rahmen von Fachausstellungen, der Aufmerk- 
samkeitsgrad unserer energieeinsparenden Infor- 
mation erhöht werden kann. 

Dabei wird auch daran gedacht, die verschiede- 
nen Organisationen der Wirtschaft und der Ver- 
braucher - soweit das möglich ist, in die Infor- 
mationsaktion mit einzuschalten. Bisher sind 
einzelne sachverständige Persönlichkeiten zu be- 
stimmten Fragen um Stellungnahme gebeten 
worden. Auch der Rat von Fachverbänden der 
Wirtschaft und deren Vorschläge wurden in die 
Informationsarbeiten einbezogen. Weiterhin sol- 
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len in verstärktem Maße Fachorganisationen in 
die zukünftige Aufklärungsarbeit eingeschaltet 
werden. 

In Anbetracht der finanziellen Begrenzung der staat- 
lichen Informationsarbeit begrüßt es die Bundes- 
regierung, daß seitens der Wirtschaft selbst in ver- 
stärktem Maße, zum Beispiel durch Informations- 
schriften und Ausstellungen, auf die Möglichkeiten 
zur Einsparung von Energie aufmerksam gemacht 
wird. 


11. Plant die Bundesregierung die Aufstellung 
eines eigenständigen Aktionsprogramms „Ra- 
tionelle und sparsame Energie Verwendung", 
um den vielfältigen dafür erforderlichen Maß- 
nahmen ein größeres politisches Gewicht zu 
geben? 

Die Aufstellung eines eigenständigen Aktions- 
programms wird von der Bundesregierung z. Z. nicht 
geplant. Die auf eine sparsame Energieverwendung 
gerichtete Politik ist integrierender Bestandteil des 
Energieprogramms der Bundesregierung. Nach ihrer 
Ansicht sollte dieses Programm nicht in weitere 
Einzelprogramme aufgelöst werden. 

Die bei der Beantwortung der Frage 1 aufgeführten 
nationalen Maßnahmen und die vorgesehenen Maß- 
nahmen führen in ihrer Gesamtwirkung zu einer 
beträchtlichen Energieeinsparung, insbesondere 
beim Mineralöl. Auch die Tatsache, daß gegen- 
wärtig in zwei internationalen Gremien, der EG- 
Kommission und der Internationalen Energieagen- 
tur, unter Beteiligung der Bundesregierung kon- 
krete Planungen und Programme für die rationelle 
Energieverwendung eingeleitet sind, läßt ein ge- 
sondertes nationales Programm für die Bundes- 
republik nicht geboten erscheinen. 

Die Bundesregierung wird mit ihren Vorkehrungen 
im nationalen Rahmen dazu beitragen, die globalen 
Zielvorstellungen zur Energieeinsparung im inter- 
nationalen Bereich zu erreichen. Die Einzelmaßnah- 
men und Methoden zur Erreichung dieses Global- 
ziels können aus den in der Einleitung dargelegten 
Gründen wegen der Energie- und Wirtschaftsstruk- 
tur in der Bundesrepublik naturgemäß von den spe- 
zifischen Maßnahmen anderer Länder abweichen. In 
ihrem Zusammenwirken und bei ihrer weiteren Aus- 
gestaltung sind sie jedoch geeignet, den internatio- 
nalen Zielvorstellungen gerecht zu werden. 

Unabhängig davon ist es notwendig, bei der Viel- 
schichtigkeit der zu ergreifenden Vorkehrungen im 
Bereich von Wirtschaft, Wissenschaft und Technik 
den Informationsfluß zu verdichten und die Koordi- 
nierung der Aktivitäten zu straffen. Aus diesem 
Grunde soll ein Gesprächskreis beim Bundesminister 
für Wirtschaft eingeriditet werden. Er soll sich aus 
einem Kreis von Experten der öffentlichen Hand, 
der Wirtschaft und der Wissenschaft zusammen- 
setzen. Aufgabe des Gremiums soll es sein: 

— Beratung des Bundesministers für Wirtschaft in 
wirtschaftlichen und technischen Fragen, die mit 


der rationellen Energieverwendung verbunden 
sind 

— gegenseitige Information über die verschiedenen 
Aktivitäten von öffentlicher Hand, Wirtschaft 
und Wissenschaft auf dem Gebiet der rationellen 
Energieverwendung 

— Erarbeitung von Schwerpunktaufgaben im Be- 
reich der rationellen Energieverwendung. 


12, Welche Vorstellungen, Maßnahmen oder 
Aktionsprogramme gibt es zur rationellen Nut- 
zung der Energie in anderen westlichen Indu- 
striestaaten, insbesondere in den USA? Welche 
Maßnahmen sieht im einzelnen das Internatio- 
nale Energieprogramm vor, das als Folge der 
Washingtoner Energiekonferenz im Februar 
1974 erarbeitet wurde? Wie beurteilt die Bun- 
desregierung die Möglichkeiten einer engen 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften? 

Maßnahmen in anderen westlichen Industriestaaten 

Alle westlichen Industrienationen haben in mehr 
oder minder großem Umfang Vorkehrungen zur Ein- 
sparung von Energie getroffen oder angekündigt. 
Zum Teil werden damit Einsparungserfolge ange- 
strebt, die in der Bundesrepublik aufgrund der 
bisherigen Politik in diesem Bereich bereits erreicht 
sind. Administrative und gesetzliche Regelungen 
beziehen sich im wesentlichen auf folgende Bereiche: 

— Eine Reihe von Staaten (USA, Großbritannien, 
Italien, Belgien, Niederlande, Dänemark) haben 
Höchstgeschwindigkeiten festgesetzt. In Italien 
sollen die Zentren der größeren Städte für den 
Autoverkehr gesperrt werden. 

— Die Anforderungen an den Wärmeschutz sind in 
einigen Ländern schon verschärft worden (Frank- 
reich, Kanada, Österreich). In anderen Ländern 
werden entsprechende Regelungen vorbereitet. 
Das gilt insbesondere für die USA, Großbritan- 
nien und Italien. In Österreich muß der Wärme- 
schutz im öffentlich geförderten Wohnungsbau 
so gestaltet werden, daß der spezifische Wärme- 
bedarf einen bestimmten vergleichsweise niedrig 
angesetzten Wert nicht überschreitet, der Mieter 
erhält einen Rechtsanspruch auf die Einhaltung 
dieser Anforderungen. Frankreich hat ein be- 
sonderes Gesetz über Energieeinsparung erlas- 
sen. In einer darauf gestützten Verordnung wird 
neben der Verschärfung der Anforderungen an 
den Wärmeschutz vorgeschrieben, daß die Zim- 
mertemperaturen von Wohn-, Geschäfts- und 
sonstigen Aufenthaltsräumen auf 20° C zu be- 
grenzen sind. In Neubauten, die durch ein zen- 
trales Heizungssystem versorgt werden, sind 
Wärmezähler zur Messung des individuellen 
Wärmeverbrauchs einzubauen. Die Begrenzung 
der Raumtemperatur auf 20° C ist auch in Groß- 
britannien vorgesehen, Wohnräume sollen davon 
allerdings ausgenommen werden. Auch in Italien 
sind Heizungseinschränkungen geplant. In Bel- 
gien müssen Heizkessel jährlich überprüft und 
insbesondere die Brenner neu eingestellt werden. 
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Energiesparende Investitionen werden in einigen 
Ländern durch öffentliche Hilfen (direkte Hilfen oder 
Steuervergünstigungen) gefördert. In den Nieder- 
landen werden für die Verbesserung der Wärme- 
isolierung an bestehenden Wohneinheiten einmalige 
Zuschüsse bis zur Höhe von einem Drittel der dafür 
entstandenen Aufwendungen, höchstens jedoch 1000 
Gulden gezahlt. Auch in Dänemark und Schweden 
werden für die Verbesserung des Wärmeschutzes 
Subventionen gewährt. Steuererleichterungen sowie 
direkte Subventionen für einkommensschwache 
Schichten zu dem gleichen Zweck sind in den USA 
geplant. In Großbritannien sind öffentliche Mittel 
bereitgestellt worden, die im Kreditwege zur Förde- 
rung energiesparender Investitionen in der Industrie 
vergeben werden sollen. 

Der Aufklärung und Information der Verbraucher 
über Notwendigkeit und Möglichkeit der Energie- 
einsparung wird große Bedeutung beigemessen. Die 
USA, Großbritannien, Frankreich, Kanada, Japan, 
Dänemark, Niederlande und Schweden führen be- 
reits Aufklärungsaktionen durch oder planen der- 
artige Aktionen. 

Frankreich und die USA haben in ihrer Verwaltung 
für Fragen der Energieeinsparung besondere Orga- 
nisationseinheiten geschaffen, die den für die Ener- 
giepolitik zuständigen Behörden zugeordnet sind. 
Das in den USA errichtete Office of Conservation, 
das zur Federal Energy Administration gehört, hat 
insbesondere die Aufgabe, auf eine rationellere 
Energieverwendung in den verschiedenen Ver- 
brauchssektoren hinzuwirken, Forschungsvorhaben 
zu diesem Zweck durchzuführen und durch breite 
Öffentlichkeitsarbeit ein neues Energiebewußtsein 
zu schaffen. Ähnlich ist der Aufgabenkatalog des 
französischen Amtes für Energiesparmaßnahmen 
(Agence pour les economies d'energie) ausgestaltet: 
Sammlung und Auswertung von Informationen; Vor- 
bereitung und Verbreitung von Hinweisen und Emp- 
fehlungen zur Energieeinsparung; Unterstützung 
und ggf. Ingangsetzung von Studien für Maßnah- 
men zur rationelleren Energieverwendung und zur 
Entwicklung neuer Verfahren hierfür. 

Maßnahmen im Rahmen des Internationalen 
Energieprogramms 

In dem Übereinkommen vom 18. November 1974 
über ein internationales Energieprogramm haben 
die beteiligten Staaten die Entschlossenheit bekräf- 
tigt, ihre Abhängigkeit von Öleinfuhren durch lang- 
fristige Bemühungen im Wege der Zusammenarbeit 
u. a. bei der rationellen Energieverwendung zu ver- 
ringern. Als Instrument zur Erreichung dieses Zieles 
werden genannt: die Aufstellung nationaler und die 
Annahme gemeinsamer Programme. 

Der Verwaltungsrat der auf Grund des Überein- 
kommens errichteten Internationalen Energieagen- 
tur hat auf seiner Sitzung vom 5. bis 7. Februar 1975 
in Paris beschlossen, den Ölimport der lEA-Gruppe 
bis Ende 1975 um 2 Mio Barrel pro Tag zu senken, 
so daß der Ölimport der Gruppe im Jahre 1975 unter 
dem Niveau des Jahres 1973 liegt und somit um 


rd. 300 Mio t unter der vor der Ölkrise voraus- 
gesagten Höhe bleibt. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird ihren vollen Beitrag zur Erreichung des 
gemeinsamen Zieles leisten können, da der Ölimport 
1975 voraussichtlich deutlich unter der Einfuhr- 
menge des Jahres 1973 bleiben wird, 
über die Einsparziele für die Jahre 1976 und 1977 
wird der Verwaltungsrat der Internationalen Ener- 
gieagentur im Herbst 1975 entscheiden. 

Maßnahmen im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften 

Die Bundesregierung beurteilt die Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der sparsamen und 
rationellen Energieverwendung innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft positiv. Die EG-Kommis- 
sion hat in Zusammenarbeit mit Vertretern der Mit- 
gliedstaaten ein Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
im Bereich der rationellen Energienutzung erarbei- 
tet. Wesentliche Ziele dieses Programms sind die 
Verringerung des Wachstums des Energiebedarfs 
und die Verringerung der Öleinfuhren. Das Pro- 
gramm soll zu Energieeinsparungen in einer Größen- 
ordnung von etwa 15v. H. des Inlandsverbrauchs 
der Gemeinschaft im Jahre 1985 führen. 

Erreicht werden soll dieses Ziel durch eine Reihe 
von Maßnahmen, die in dem Aktionsprogramm un- 
ter den Gesichtspunkten zusammengestellt worden 
sind, die Nutzungsgrade der eingesetzten Energie 
zu verbessern und den nicht nutzbringenden Ener- 
gieverbrauch zu verringern. Diese Maßnahmen, die 
sich auf die Sektoren Haushalt und Kleinverbrauch, 
Verkehr und Industrie beziehen, bedürfen noch 
einer Überprüfung durch besondere Sachverständi- 
gengruppen, in denen eine Reihe von deutschen 
Experten aktiv mitwirken. Die Sachverständigen- 
gruppen haben ihre Tätigkeit inzwischen aufgenom- 
men. Die weitere Prüfung der Sparaktionen hat sich 
an bestimmten Kriterien zu orientieren; vor allem 
ist darauf zu achten, daß die durchzuführenden Maß- 
nahmen sowohl volkswirtschaftlich effizient, für den 
Verbraucher wirtschaftlich zumutbar und andere 
wirtschaftspolitische Zielsetzungen (z. B. finanzielle 
Stabilität, hoher Beschäftigungsstand, angemessenes 
Wirtschaftswachstum) nicht beeinträchtigt werden. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 
17. Dezember 1974 eine Entschließung zu dem 
Aktionsprogramm aufgenommen und darin die Not- 
wendigkeit der Zusammenarbeit betont, um die Ko- 
ordinierung und erforderlichenfalls auch die Har- 
monisierung von Maßnahmen zur Energieeinsparung 
sicherzustellen. In der Entschließung wird weiter 
das Ziel gebilligt, „wonach auf längere Sicht die 
mittlere Steigerungsrate des Energieverbrauchs für 
die Gemeinschaft insgesamt in der Weise gesenkt 
werden soll, daß der Verbrauch 1985 um 15 v. H. 
niedriger ist als in der von der Kommission im Ja- 
nuar 1973 für diesen Zeitraum erstellten Voraus- 
schau vorgesehen war; dabei wird berücksichtigt, 
daß dieser Mittelwert je nach der besonderen Lage 
der einzelnen Mitgliedstaaten variieren kann". 

über kurzfristige Einsparziele der Gemeinschaft 
wird zur Zeit beraten. 
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Anlage 1 

(zu Frage 1) 

Quantifizierung der Energiesparmaßnahmen im einzelnen 

Maßnahmen zur Verbesserung des Wärmeschutzes in Neubauten 

Einsparung in Mio t SKE 
bis 1980 bis 1985 

A. Bisher ergriffene Maßnahmen 

— Erlaß des Bundesministers für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau vom 31. Januar 1974 
für Hochbaumaßnahmen des Bundes 
Auswirkungen ab 1975 

— 950 Mio DM-Programm zur Absicherung der q ^ 10 

regionalen und lokalen Beschäftigungsstruk- 
tur vom September 1974 

Auswirkungen ab 1975 

— Veröffentlichung des Beiblatts zur DIN-Norm 
4108 vom September 1974 durch den Deut- 
schen Normenausschuß 

B. Geplante Maßnahmen 

— Gesetz zur Einsparung von Heizenergie in 
Gebäuden 

Auswirkungen ab 1977 3,0 8,0 

Zusammen: 3,5 9,0 


Maßnahmen zur Verbesserung des Wärmeschutzes in bestehenden Gebäuden und zur Verbesserung der 
Heizungstechnik 

A. Bisher ergriffene Maßnahmen 

— § 82 a EStDV 
Auswirkungen bereits seit 1965 

— Richtlinien für das Modernisierungsprogramm 

1975 (Wohnungen) des Bundesministeriums 2,5 

für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesanzeiger Nr. 6 
vom 10. Januar 1975) 

Auswirkungen ab 1975 

B. Geplante Maßnahmen 

— Gesetz zur Einsparung von Heizenergie in 
Gebäuden (Neubauten und bestehende Ge- 
bäude) 

— Verbesserte Steuerung und Wartung der 

Heizanlagen 7,5 bis 10 7,5 bis 10 

— Modernisierung von Heizanlagen 4,5 bis 6 7,5 bis 10 

Zusammen: 13,3 bis 17,3 17,5 bis 22,5 


Maßnahmen zur Energieeinsparung (einschl. der Auswirkungen neuer Technologien) in Kraftwirtschaft, 
Fernwärmewirtschaft, Verkehr, übrigem Gewerbe und Landwirtschaft 

A. Bisher ergriffene Maßnahmen 

— Einführung von Richtgeschwindigkeiten auf 
Autobahnen (Bundesgesetzbl. I S. 685 vom 
13. März 1974) 

Auswirkungen ab 1974 

— Gesetz zur Verlängerung der Heizölsteuer 
vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3650) 

Auswirkungen ab 1975 
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— § 4 a des Investitionszulagengesetzes in der 
Fassung vom 24. Februar 1975 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 529) 

Auswirkungen ab 1975 

— § 4 b des Investitionszulagengesetzes in der 
Fassung vom 24. Februar 1975 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 529) 

Auswirkungen ab 1975 
B. Geplante Maßnahmen 

— - Einführung verbesserter Technologien 
Auswirkungen ab 1985 

Zusammen: 


0,5 



6,5 


2 ^ 

8,5 


Maßnahmen zur Energieeinsparung im Bereich der öffentlichen Hand insbesondere durch Absenkung der 
Raumtemperatur und sparsamen Verbrauch von Vergaser- und Dieselkraftstoffen 


Bisher ergriffene Maßnahmen 

— Erlaß des Bundesministers für Wirtschaft vom 
21. Juni 1974 


Auswirkungen ab 1974 

Zusammenfassung der Maßnahmen: 


0,3 

0,3 

A. Bisher ergriffene Maßnahmen 


2,6 

10,3 

B. Geplante Maßnahmen 


15 bis 19 

25 bis 30 


Zusammen: 17,6 bis 21,6 35,3 bis 40,3 
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Anlage 3 

(zu Frage 7) 


1 . Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung 

Allgemeine Studien 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 

Zuständiges Ressort: 


Studie über Technologie zur Einsparung von Energie 
ET 12 

1. November 1973 bis 31. Dezember 1975 
4 490 000 DM 
4 490 000 DM 

Fichtner Beratende Ingenieure, Bergbauforschung, KWU, TH Aachen, KFA, 
Uni Essen, Ffe, Uni Köln, Eversheim Düsseldorf 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbezeichnung der Aufgabenstellung 

Ausgehend von der gegenwärtigen Situation im Energiebereich (Gewinnung, Umwandlung, Transport, 
Anwendung) sollen alle bekannten und neuen Technologien, deren jetziger oder künftiger Beitrag von 
Bedeutung ist, dahingehend untersucht werden, ob durch ihren Einsatz bzw. durch ihre Entwicklung oder 
Verbesserung ein Beitrag zum rationellen, sparsamen Einsatz der Energie erzielt werden kann. Die Bewer- 
tung soll unter den Gesichtspunkten Umweltschutz, Wirtschaftlichkeit und energetischer Wirkungs- bzw. 
Nutzungsgrad erfolgen. Andere nichttechnische Maßnahmen werden in die Betrachtung mit einbezogen. 
Die Auswirkungen sowohl technischer als auch nichttechnischer (z. B. administrativer, steuerrelevanter) 
Maßnahmen auf die Energiesituation ist abzuschätzen. Unter dem übergeordneten Gesichtspunkt der 
rationellen Energieverwendung soll die Studie alle wichtigen Informationen konzentriert darbieten und 
als Planungsgrundlage für künftige Förderungsmaßnahmen dienen. 


1. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung 


Allgemeine Studien 

Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 

Zuständiges Ressort: 


Programmstudie Sekundärenergiesysteme 
ET 17 

10. Februar 1974 bis 1. März 1975 
1 500 000 DM 

750 000 DM über Grundfinanzierung 

KFA Jülich, Bonnberg & Drescher, KA-Planungs GmbH, MBB, 
TÜV-Rheinland 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbezeichnung der Aufgabenstellung 

Im Rahmenprogramm der Energieforschung wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, daß schon frühzeitig 
Entwicklungsarbeiten für Energiesysteme aufgenommen werden müssen, die in der fernen Zukunft den 
dann herrschenden Anforderungen genügen können. Da es nicht möglich ist, durch Extrapolation von heute 
üblichen Energieversorgungssystemen auf zukünftige Energiesysteme zu schließen, bedarf es eingehender 
Analysen und Studien, wie die einzelnen Komponenten denkbarer Systeme aussehen können. Darüber 
hinaus ist es wichtig, einen Katalog aufzustellen, aus dem hervorgeht, welche Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten durchgeführt werden müssen, damit die neuen Konzepte zum Einsatz gelangen können. 
Die Studie gliedert sich wie folgt: 

— Analyse der Bedeutung der Sekundärenergieträger im Rahmen des künftigen Ausbaus der Energiever- 
sorgung der BRD 

— Detaillierte Bedarfsanalyse für die verschiedenen Sekundärenergieträger 

— Analyse der technologischen Entwicklung für die Erzeugung, Verteilung, Speicherung und Nutzung der 
alternativen Sekundärenergieträger 

— Darstellung der noch ungelösten technologischen Probleme für die wirtschaftliche Realisierung der 
verschiedenen Sekundärenergiesysteme 

— Ermittlung des notwendigen Entwicklungsaufwandes 

— Vorschläge für ein Programm zur Förderung der technologischen Weiterentwicklung der verschiedenen 
Sekundärenergiesysteme 

Die Studie befindet sich in der Endredaktion. (Auf ET 23 wird verwiesen.) 
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1 . Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung 


Allgemeine Studien 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 

Zuständiges Ressort: 


Nichtnukleare Sekundäre Energieträger 
ET 23 

15. Februar 1974 bis 1. März 1975 
1 414 000 DM 
1 414 000 DM 

Dornier System GmbH, Lurgi-Mineralöltechnik GmbH, Steag AG, 
Universität Aachen 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbezeichnung der Aufgabenstellung 

Im technologischen Teil der Untersuchung werden die denkbaren nichtnuklearen Sekundärenergieträger 
daraufhin untersucht, wie sie die an sie zu stellenden Forderungen erfüllen: 

— Gewinnung durch Primärenergie 

— Umsetzung in verschiedene Verbrauchsformen 

— Transport und Verteilung 

— Speicherung 

Generell gilt, daß die Anforderungen 
— • Sicherheit 

— Umweltschutz 

— Wirtschaftlichkeit 
erfüllt sein müssen. 

Im programmatischen Teil der Studie wird ein Vergleich der denkbaren Energieträger durchgeführt. Es 
werden künftige rationelle Energieversorgungsmodelle entwickelt, in denen jedem Energieträger sein 
optimaler Einsatzbereich zugeordnet wird. 

Die Studie befindet sich in der Endredaktion (auf ET 17 wird verwiesen). 


2. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energie Verwendung im Industriesektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende S teile (n) ; 
Zuständiges Ressort: 


Untersuchungen zur Optimierung der Energiebedarfsdeckung in Molkereien 
ET 9 

1. August 1974 bis 31. Mai 1975 
56 000 DM 
28 000 DM 
RWE, Essen 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die RWE- AG wird im Rahmen ihres Arbeitsprogramms zunächst eine quantitative und strukturelle Analyse 
des Energiebedarfs einer Molkerei erstellen, den zeitlichen Gang von Energiebedarf und Abwärmeanfall 
ermitteln, Temperaturniveau von Wärmebedarf und anfallender Abwärme sowie diejenigen Bereiche 
bestimmen, deren Energiebedarf aus Abwärme gedeckt werden kann. Weitere Untersuchungen haben zum 
Inhalt: 

— Verwendung von Wärmepumpen mit dem Ziel der Verbesserung der betrieblichen Energiewirtschaft 

— Kostenabschätzung-, vergleich 

— statistische Erhebungen über die Energieversorgungs- und Verbraucherstruktur sowie apparative Aus- 
stattung 

— Diskussion der gewonnenen Daten im Rahmen eines Quervergleichs. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 


Wärmeanlagen in Großgebäudekomplexen 
ET 84 

2 000 000 DM 
2 000 000 DM 
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Durchführende Stelle(n): Vereinigte Esslinger Wohnungsunternehmen mbH 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Forschung und Technologie 

Kurzbezeichnung der Aufgabenstellung 

Einbau einer Wärmpumpenanlage zur Erzeugung von Heizwärme und Aufbereitung von Warmwasser zur 
Versorgung des Sanierungsprojektes Schelztorstraße in Esslingen, Für die Realisierung bieten sich außer- 
ordentlich günstige Voraussetzungen durch die unmittelbare Lage am Roß-Neckar-Kanal und die vielfältigen 
Nutzungsarbeiten im Bauvorhaben bei verschiedenen Heizungssystemen (Radiatoren-, Fußboden- und 
Konvektorenheizung, Klimaanlage). Die Anlage ist für die Gewinnung neuer Erkenntnisse im Großbetrieb 
von Wohnungskomplexen besonders wichtig, weil bisher keine einschlägige Erfahrung vorliegt. Durch den 
Einbau verschiedenartiger Heizungssysteme kann unter gleichen baulichen und klimatischen Bedingungen 
deren unterschiedliche Wirtschaftlichkeit untersucht werden. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 


Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n) : 
Zuständiges Ressort: 


Untersuchungen über Umlagemaßstäbe für die Heizungskosten und die 
Warmwasserkosten bei zentralen Anlagen für Fernversorgung im öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau 
St II 4-70 41 02150 
November 1973 bis Juni 1975 

90 100 DM 

Institut für Bauforschung, Hannover 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Der Arbeitsplan zur Untersuchung der Umlagemaßstäbe gliedert sich wie folgt: 

1 . Definition und Eingrenzung der Aufgabe 

2. Voraussetzungen 

3. Betriebskosten der Versorgung mit Wärme und Warmwasser 

4. Ermittlung und Verteilung der Betriebskosten 

5. Der Einfluß der Versorgungsart auf die Ermittlung und Verteilung der Betriebskosten 

6. Vorschläge für Umlegungsmaßstäbe 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieumwandlung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort: 


Ermittlung der Heizgrenzen für heiztechnische Wirtschaftlichkeitsberech- 
nungen - Richtlinie VDI 2067 Blatt 1 
B II 5 -80 01 73 - 121 
August 1973 bis August 1975 

9000 DM 

Deutscher Wetterdienst, Zentralamt, Offenbach (Main) 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Schaffung der mathematisch-physikalischen sowie meteorologischen Grundlagen zur Bestimmung der Heiz- 
gradtage für alle größeren Städte der Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung von Heizgrenzen, 
die an die heutigen wohnphysiologischen Bedürfnisse angepaßt sind. 

Diese Grundlagen sind für die Beurteilung technischer Maßnahmen notwendig, die zur Erlangung optimaler 
Umweltbedingungen in Aufenthaltsräumen dienen. 

Es müssen vorliegende meteorologische Beobachtungen über einen Zeitraum von etwa 30 Jahren ausge- 
wertet werden, und zwar mittels EDV-Anlage. Eine dazu notwendige Codierung bzw. Programmierung ist 
erstmalig und bedarf daher besonderer Vorarbeiten durch Spezialisten, 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieversorgung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 


Voruntersuchung „Rationelle Energieverwendung im Hochbau" 
B II 5 -80 01 73- 139 
März 1974 bis Juli 1975 
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Zuwendung: 40 000 DM 

Durchführende Stelle (n) : Dornier System GmbH, Friedrichshafen 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Voruntersuchung soll den Weg aufzeigen, der zu konkreten Unterlagen für Baufachleute führt, anhand 
derer die Technik der Wärmerückgewinnung in Verbindung mit einer darauf abgestimmten Bautechnik 
in der Praxis Eingang finden kann. 

Arbeitsplan: Erfassen der vorhandenen Grundlagen 

Auswertung und systematisches Ordnen 

Abfassen des detaillierten Arbeitsprogramms für die Untersuchung. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n) : 
Zuständiges Ressort: 


Energiesparende Bauweisen im Wohnungs- und Städtebau 
B II 5 80 01 74-19 
Dezember 1973 bis Mai 1976 

171 800 DM 

Institut für Bauphysik, Stuttgart 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Energiesituation im Wohnungs- und Städtebau ist einerseits durch einen enormen Anstieg des Energie- 
bedarfs in den nächsten zehn Jahren und zum anderen durch die Auswirkungen der weltweiten Energie- 
verknappung gekennzeichnet. Die Größe des Energiebedarfs im Hochbau und die mit der Bedarfsdeckung 
verbundenen Schwierigkeiten erfordern eine kritische Überprüfung. Seitens der Bauphysik ist hierbei zu 
klären, ob und in welchem Maße 

— die wärmetechnische Konzeption der Außenbauteile energieökonomisch verbessert werden kann (vor- 
wiegend: Winterproblem), 

— durch klimatechnisch günstigere Bauweisen die Sonnenenergie genutzt werden kann. 

Durch theoretische Untersuchungen sollen folgende Punkte auf ihre energieökonomischen Auswirkungen 
überprüft werden: 

— Optimale Wärmedämmung der Außenbauteile unter Berücksichtigung der bautechnischen, bauklima- 
tologischen, energie- und finanzwirtschaftlichen Einflußgrößen. 

— Einfluß der Wärmeverluste und Wärmegewinnung durch Fensterflächen auf die Raumenergiebilanz. 

— Zusammenhang von Fenstergrößen, Sonneneinstrahlung und Beleuchtungsenergie. 

— Verhalten von Bauteilen mit strahlungs selektierenden Oberflächen und latenten Speichern aus energie- 
technischer Sicht. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen; 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n) : 
Zuständiges Ressort; 


Kosten und Energieeinsparung durch baulichen Wärmeschutz (Ermittlung 
und graph. Darstellung) 

B II 5 80 01 74 - 28 
März 1974 bis Mai 1975 

54 000 DM 

Institut für Bauforschung, Hannover 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Im Rahmen dieses Forschungsvorhabens sollen theoretische Grundlagen und die praktischen Möglichkeiten 
dieser Optimierung dargestellt werden. Für bekannte und bewährte Ausführungs arten der raumfassenden 
Bauteile werden die bauphysikalischen Eigenschaften vergleichend zusammengestellt. Für diese Bauarten 
wird dargelegt, welche theoretischen Möglichkeiten und Grenzen es gibt, um den Wärmeschutz dieser Bau- 
teile in Abhängigkeit von der jeweiligen Bauart zu verbessern. Die Auswirkungen der Möglichkeiten der 
Verbesserung auf den rechnerischen Wärmebedarf werden herausgestellt. Anschließend ist es möglich, den 
Einfluß der Verbesserung des Wärmeschutzes auf die Herstellungs- und Bewirtschaftungskosten der Wohn- 
gebäude im einzelnen und generell aufzuzeigen. Aus diesen Ergebnissen werden allgemeingültige Folge- 
rungen für die Optimierung des Wärmeschutzes gezogen. Weiterhin sollen die theoretischen Grundlagen in 
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praktische Beispiele umgesetzt werden. Bauphysikalisch richtige und technisch einwandfrei ausgebildete 
Konstruktionen für die verschiedenen Bauteile werden erarbeitet und in übersichtlicher Form zusammen- 
gestellt. Diese Zusammenstellung wird in Tabellenform ausgeführt, wobei für jede Wandbauart die Möglich- 
keit ihrer wärmetechni sehen Veränderung (Verbesserung) sowie die daraus resultierenden Veränderungen 
des Wärmebedarfs und gegebenenfalls der Betriebskosten erkennbar werden. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Instationärer Wärmeschutz (Literaturauswertung, Berechnungsmethode, 
Gegenüberstellung) 

I 6 - 80 01 72 - 13 

März 1972 bis Dezember 1974 

45 000 DM 

Institut für Bauphysik, Stuttgart 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbezeichnung der Aufgabenstellung 

Die neuzeitliche, architektonische Entwicklung in Richtung auf größere Glasflächen und leichtere Bauweisen 
hin hat die Probleme der sommerlichen Sonneneinstrahlung und der damit meist verbundenen, unbehaglich 
starken Raumerwärmung - gegenüber dem winterlichen Wärmeschutz - in den Vordergrund gerückt. Bei der 
derzeit im Gang befindlichen Neubearbeitung der einschlägigen Norm DIN 4108 - Wärmeschutz im Hoch- 
bau “ müssen deshalb Verfahren Eingang finden, welche es gestatten, die instationäre Wärmeeinwirkung 
auf Wand, Dach und Fenster nach Möglichkeit schon im Stadium der Bauplanung zu beurteilen. 

Zum instationären Temperaturverhalten von einzelnen Bauteilen bzw. ganzen Räumen ist in den ver- 
gangenen Jahren eine Vielzahl von wissenschaftlichen Arbeiten erschienen. Diese Arbeiten, die z. T. 
mathematisch ziemlich komplizierte Zusammenhänge enthalten, sollen systematisch analysiert werden, um 
zu einem für DIN 4108 brauchbaren Berechnungsverfahren zu gelangen. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort: 


Untersuchungen über den Wärmebedarf an bestehenden Wohnungen 

B II 5 80 01 74-50 

Mai 1974 bis August 1975 

113 300 DM 

Institut für Bauforschung e.V., Hannover 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Der Aufwand für das Heizen kann bei gleicher und ausreichender Wirkung vermindert werden, wenn man 
die Bauten mit erhöhtem Wärmeschutz ausstattet. 

Bevor man Maßnahmen mit dem Ziel einer Verbesserung des Wärmeschutzes allgemein verwirklicht, er- 
scheint es erforderlich, anhand einiger typischer ausgewerteter Bauvorhaben zu überprüfen, welche Maß- 
nahmen Architekten und Wohnungsunternehmen für den Wärmeschutz angewendet haben, ob diese aus- 
reichen und welche Möglichkeiten zur Verbesserung des Wärmeschutzes und zur Verringerung des Wärme- 
bedarfs und der Heizungskosten bestehen. 

Dazu sollen aus allen Teilen des Bundesgebietes bestimmte Bauvorhaben ausgewählt werden. Sie sollen sich 
nach Hausform, Bauart, Klimazone möglichst unterscheiden. 

Auf Grund dieser Angaben sind Empfehlungen auszuarbeiten, um wieviel der Wärmebedarf bei bestimmten 
noch vorzusdilagenden Maßnahmen gesenkt werden könnte. 


3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 


Ein Verfahren zur Ermittlung des wärmetechnischen Verhaltens ganzer 

Gebäude unter periodischen Belastungen 

I 6 - 80 01 70 - 23 

Mai 1970 bis November 1971 

31 900 DM 


27 



Drucksache 7/3595 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Durchführende Stelle(n): Prof. Dr.-Ing. Haferland, Hannover 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Vergleichsrechnungen zeigen deutlich, welch starken Einfluß die Bauweise auf die im Inneren des 
Gebäudes zu erwartenden Temperaturen hat. Bei der schweren Stahlbetonkonstruktion werden die Tempe- 
raturschwankungen infolge der großen Wärmespeicherfähigkeit so stark gedämpft, daß dadurch die Spitzen- 
temperaturen in manchen Räumen um mehr als zehn Grad unter den bei der Stahlkonstruktion auf tretenden 
liegen. Man kann daraus entnehmen, daß die Verwendung speicherfähiger Konstruktionen einen guten 
Schutz gegen sommerliche Hitze darstellt. Auf die Tagesmitte der Innenlufttemperaturen hat die Wärme- 
speicherfähigkeit der Konstruktion hingegen unter der Voraussetzung konstanten Luftwechsels keinen Ein- 
fluß. Erhöhter Reflexionsgrad der Fenster und vergrößerte Lüftungsraten wirken sich auf die Innentempe- 
raturen in der erwarteten Weise aus, d. h. unter den angenommenen Bedingungen temperatursenkend. Die 
Temperaturverläufe innerhalb der Bauteile können als Grundlage für die Ermittlung zu erwartender Wärme- 
dehnungen dienen. 

Das Rechenprogramm kann in der Praxis verwendet werden, um schon im Entwurfsstadium eines Gebäudes 
die unter gegebenen Bedingungen zu erwartenden Temperaturen zu ermitteln und, wenn nötig, die erforder- 
lichen Änderungen an der Konstruktion beziehungsweise klimatechnischen Maßnahmen rechtzeitig vor- 
zunehmen. 

3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 

Thema: Lüftungswärmeverluste und Druckverteilung in Wohnhochhäusern unter 

dem Einfluß von Wind- und Auftriebskräften 
Kennzeichen: B II 5 - 80 01 70 - 121 

Zeitraum: September 1970 bis Mai 1975 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 40 000 DM 

Durchführende Stelle{n): Prof. Dr.-Ing. Esdorn, Berlin 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

In Hochhäusern treten während der kalten Jahreszeit durch unterschiedliche spezifische Gewichte der Luft 
im Gebäudeinneren und in der Außenluft thermische Überdrücke in den oberen Geschossen von Hodi- 
häusern und thermische Unterdrücke in den unteren Geschossen auf. Die Höhe dieser Drücke ist von der 
Gebäudehöhe, von den Temperaturdifferenzen zwischen innen und außen sowie von der strömungstechni- 
schen Unterteilung des Gebäudes in der senkrechten Strömungsrichtung abhängig. Bei Windstille dringt 
demnach in die Fenster der unteren Geschosse Außenluft ein, während sie in den oberen Geschossen vom 
Gebäudeinneren nach außen strömt. Die Windeinflüsse liegen in ihrer Tendenz auf der angeströmten Seite 
des Gebäudes umgekehrt. Die Windstärke und damit der Winddruck nimmt ~ jedenfalls bei freistehenden 
Gebäuden - mit der Höhe zu, so daß bei Zusammenwirken von thermischen und Windkräften in den oberen 
Geschossen ein mehr oder weniger vollkommener Ausgleich zwischen den beiden Druckkräften stattfindet, 
während sich die Drücke in den unteren Geschossen addieren. Es ist daher je nach Stärke der sich ausbilden- 
den thermischen Unterdrücke in den unteren Geschossen möglich, daß die größten Lüftungswärmeverluste 
in Hochhäusern in diesen unteren Zonen auftreten. Es scheint erforderlich, eine Klärung dieser Fragen durch 
eine umfangreiche Untersuchung herbeizuführen. 

3. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Bausektor 

Thema: Industrialisierung haustechnischer Systeme im Bereich Heizung und Klima - 

1. Abschnitt 

Kennzeichen: B II 5 - 80 01 74 - 1 16 

Zeitraum: Juni 1974 bis Juni 1976 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 93 000 DM 

Durchführende Stelle (n) : Bundesverband der Heizungs- und Klimaindustrie e.V., Düsseldorf 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Ziel des Forschungsvorhabens ist, durch Industrialisierung die lohnintensiven Montagearbeiten von der Bau- 
stelle in zentrale Fertigungsstätten (Werkstätten) eines Betriebes zu verlegen. 

Hierdurch wird eine entsprechende Serienfertigung notwendig, deren Voraussetzung die Zergliederung von 
Anlagenabschnitten in fertigungsgerechte Elemente ist. 
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Im L Abschnitt des Forschungsvorhabens werden nach einer Analyse des Ist-Zustandes die Voraussetzungen 
für die Elementierung an drei verschiedenen Objekten untersucht. Danach werden die ermittelten Ergeb- 
nisse mit den baulichen Voraussetzungen verglichen. Anhand der betrieblichen Voraussetzungen werden 
für Herstellung und Montage die notwendigen Organisationsformen erarbeitet. Abschließend wird die 
Wechselwirkung zwischen Normung und Elementierung ermittelt. 


4 , Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in Haushalt und Klein- 
verbrauch 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Systeme zur Nutzung der Sonnenenergie und rationelle Energieanwendung 
in Gebäuden 
ET 52 

18. Juni 1974 bis 31. Dezember 1977 
9 839 704 DM 
4 919 852 DM 

Philips Forschungslabor Aachen, RWE Essen 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Neben der Entwicklung hoch effektiver Solarabsorber für die Hausbeheizung sollen vor allem auch in einem 
Versuchshaus unter wirklichkeitsnahen Bedingungen Systeme zur Rationalisierung des Energieeinsatzes 
z. B. bei Haushaltsgeräten untersucht werden. So soll die Abwärme von Kühlgeräten, Wasch- und Geschirr- 
spülmaschinen zusätzlich genutzt und zur Beheizung des Hauses herangezogen werden. Darüber hinaus soll 
die Belüftung des Hauses über Wärmetauscher erfolgen. 

Das Experimentierhaus als ganzes soll als Demonstrationsobjekt für Architekten, Bautechniker, Heizungs- 
und Klimatechniker sowie Industriefirmen, die elektr. Haushaltsgeräte produzieren, dienen. Mit System- 
studien soll festgestellt werden, wo die Praktizierbarkeit der entwickelten Methoden und der rationellen 
Energieeinsparung in großem Umfang in den Markt Eingang finden können. 


4, Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in Haushalt und Klein- 
verbrauch 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Untersuchungen zu den wirtschaftlichen Möglichkeiten einer Verringerung 
der Energieintensität bei elektrischen Haushaltsgeräten 
ET 3 

1. September 1974 bis 31. August 1976 
207 910 DM 
103 955 DM 

Elektrowärme-Institut Essen 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Untersuchungen an elektrischen Haushaltsgeräten mit dem Ziel, die Energieintensität solcher Geräte herab- 
zusetzen unter Beachtung der wirtschaftlichen Möglichkeiten. Es soll die über die Geräteoberfläche, durch 
das Abwasser und die Abluft verlorene Energie festgestellt und beurteilt werden. Außerdem soll die 
Betriebsweise und der konstruktive Aufbau der Geräte im Hinblick auf den Energieverbrauch analysiert 
werden. 


4. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in Haushalt und Klein- 
verbrauch 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Halogenmetalldampf-Hochdruckentladungslampe mit niederer Farbtempe- 
ratur und hoher Lichtausbeute durch Molekülstrahlung 
ET 5 

15. Februar 1974 bis 14. Februar 1977 
1 828 450 DM 
914 225 DM 
Osram 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
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Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Mit Hilfe des Zusatzes von Dysprosiumjodid soll eine Hochdruck entladungslampe entwickelt werden, die 
sich durch ihre warme Farbe, gute Lichtausbeute und gute Farbwiedergabe auszeichnet. Da der Leistungs- 
bereich dieser Lampen zwischen 100 und 300 Watt liegt, können sie auch für Innenbeleuchtungen eingesetzt 
werden. Damit könnten die mit einem schlechten Wirkungsgrad arbeitenden Glühlampen durch diese besse- 
ren Hochdrucklampen ersetzt werden. 


4. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in Haushalt und Klein- 
verbrauch 

Thema: Neue Amalgamtechnologien zur Verbesserung der Lichtausbeute von 

Leuchtstofflampen 


Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort; 


ET 4 

1. Februar 1974 bis 31. Dezember 1977 
1 206 200 DM 
675 000 DM 

Osram, Kernforschungsanlage Jülich 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die heute üblichen Leuchtstofflampen, die zum überwiegenden Teil in Innenräumen verwandt werden, sind 
wegen ihrer Betriebsbedingungen nicht optimal in der Lichtausbeute. Im allgemeinen sind die Temperaturen 
in der Lampe zu hoch, was dazu führt, daß auch der Quecksilberdampfdruck in der Lampe zu hoch liegt. 
Dadurch gibt die Lampe weniger Licht ab. Durch die Verwendung von Amalgamen, statt reinem Quecksilber, 
kann der Partialdruck des Quecksilbers so eingestellt werden, daß trotz hoher Temperaturen ein optimaler 
Lichtstrom und damit eine verbesserte Lichtausbeute erreicht werden. Das bedeutet bei gleicher Lichtleistung 
eine Einsparung von Energie. 


4. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in Haushalt und Klein- 
verbrauch 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort; 


Grundsätzliche Untersuchungen über die Möglichkeiten der Abwärme- 
nutzung im Haushalt 
ET 18 

1. April 1974 bis 31. Dezember 1975 
236 426 DM 
236 426 DM 

Forschungsstelle für Energiewirtschaft, München 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Es soll grundsätzlich geklärt werden, inwieweit und unter welchen Bedingungen Wärmerückgewinnung im 
Haushalt sinnvoll ist. Dabei sollen Konzepte für Wärmerückgewinnungstechniken entwickelt und daraufhin 
überprüft werden, ob sie in privaten Haushalten unter wirtschaftlichen Bedingungen eingesetzt werden 
können. (Auf ET 2 wird verwiesen.) 


4. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung 


Thema; 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Zentrale Wärmerückgewinnung aus dem Warmwasserverbrauch in Mehr- 
familienhäusern 
ET 2 

1. Februar 1974 bis 31. Dezember 1975 
438 000 DM 
219 000 DM 
RWE, Essen 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Das Arbeitsprogramm hat zum Ziel, Möglichkeiten zu ermitteln und Konzepte zu entwickeln, wie durch 
Zusammenführung der benutzten Warmwassermengen mehrerer Haushalte in Mehrfamilienhäusern die vor- 
handene Wärmeenergie ökonomisch verwertet und die Wärmebelastung der Abwassersysteme vermindert 
werden können. (Auf ET 18 wird verwiesen.) 
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5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema : 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 


Zuständiges Ressort: 


Studie elektrische Hochleistungsübertragung 
ET 42 

16. August 1973 bis 31. Dezember 1975 
2 621 400 DM 
1 310 700 DM 

Forschungsgemeinschaft für Hochspannungs- und Hochstromtechnik, AEG, 
BBC, Siemens, TH Aachen, TU Hannover, TH Darmstadt, Deutsche Verbund- 
gesellsdiaft Heidelberg, KFA, FfE München, Stadtwerke München, TU 
Berlin 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Im Rahmen der Studie elektrische Hochleistungsübertragung befaßt sich ein Teilbericht mit den Kriterien 
für eine mögliche Nutzung von Kraftwerksabwärme bei der Ballung von Kraftwerksleistung. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 

Zuständiges Ressort: 


Gesamtstudie Fernwärmeversorgung 
ET 72 

1. September 1974 bis 31. August 1976 
2 761 580 DM 
2 761 580 DM 

Arbeitsgemeinschaft Fernwärme, Frankfurt, Kraftanlagen Heidelberg, 
Wibera Düsseldorf 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Abschätzung der kurz- und mittelfristig in der BRD erzielbaren Einsparung an fossilen Brennstoffen durch 

Fernwärme-Versorgung aus Heizkraftwerken insbesondere nuklearer Art. Aufzeigen der dadurch erreich- 
baren ökologischen sowie volkswirtschaftlichen Vorteile und der notwendigen Maßnahmen und Investi- 
tionen. 

Umfang (gemäß Arbeitsprogramm) insbesondere: 

1. Erarbeitung allgemeiner Grundlagen. 

2. Ermittlung und Aufgliederung des gegenwärtigen und zukünftigen Wärmebedarfs (quantitativ und 
qualitativ). 

3. Gegenwärtige und zukünftige Möglichkeiten der Wärmebedarfsdeckung aus fossilen und nuklearen 
Heizkraftwerken. 

4. Technisch- wirtschaftliche Konzeption des Ausbaus der Fernwärmeversorgung einschließlich der Wärme- 
verteilungs- und Kundenanlagen, Möglichkeiten eines Verbundsystems. 

5. Abschätzung der Investitionskosten im Rahmen des wirtschaftlichen Ausbaus der Fernwärmeversorgung. 

6. Vergleich der Fernwärmeversorgung mit anderen Möglichkeiten der Wärmebedarfsdeckung unter wirt- 
schaftlichen, volkswirtschaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten. 

7. Schlußfolgerungen und Empfehlungen. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort: 


Planstudie Fernwärmeversorgung Mannheim-Ludwigshafen-Heidelberg 
ET 73 

1. September 1974 bis 28. Februar 1976 
1 930 000 DM 
1 930 000 DM 

Kraftanlagen-Planungs GmbH, Heidelberg, AGFW, Wibera, BBC 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Planstudie Mannheim-Ludwigshafen-Heidelberg ist eine von vier Regionalstudien, bei denen exempla- 
risch Gebiete unterschiedlicher Struktur im Hinblick auf ihren Fernwärmebedarf untersucht werden. Dieser 
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Raum ist speziell durch seine in mehreren Zentren gegliederte Struktur ausgewählt worden. Außerdem ist 
dieser Bereich stark industrialisiert. An der Peripherie des Gebietes sind einige Kernkraftwerke im Bau oder 
in der Planung. Es soll geprüft werden, inwieweit die Industrie als Abnehmer und die Kernkraftwerke als 
Quelle für diese Fernwärme fungieren können. Dafür wird der Wärmebedarf exakt ermittelt und eine 
optimale Gestaltung des Fernwärmenetzes erarbeitet, und zwar immer unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. Das vorhandene Fernwärmenetz wird in die Planungen mit eingebunden. 


5 , Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 

Zuständiges Ressort: 


Planstudie Fernwärmeversorgung Oberhausen/ Westliches Ruhrgebiet 
ET 74 

1. September 1974 bis 28. Februar 1976 
2 900 622 DM 
2 900 622 DM 

Energieversorgung Oberhausen, AGFW, Kraftanlagen AG, GHT, Bensberg, 
KWU, Steag 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

In dieser Planstudie wird der Raum westliches Ruhrgebiet im Hinblick auf den Fernwärmebedarf und die 
Fernwärmeversorgung untersucht. Dieses Gebiet ist sehr dicht besiedelt und industrialisiert. Es läßt sich 
etwa durch die Orte Oberhausen, Mülheim und Dinslaken abgrenzen. Diese Studie ist im Zusammenhang 
mit vier anderen zu sehen, bei denen exemplarisch Gebiete verschiedener Struktur auf ihre Fernwärme- 
trächtigkeit untersucht werden. Speziell in dieser Studie wird auch die spätere Einbindung eines Hoch- 
temperaturreaktors geprüft werden. Das vorhandene Netz wird in die Planungen miteinbezogen. Die 
vier Regionalstudien sind dann Grundlagen für die 5. Studie, in der der Fernwärmebedarf der Bundes- 
republik ermittelt wird. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema : 


Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Untersuchung der Möglichkeit zur Einsparung von Energie durch Förderung 
des Ausbaus der Fernwärmeversorgung in der Bundesrepublik, insbeson- 
dere über nukleare Heizkraftwerke. Erarbeitung einer Planstudie für den 
Raum Bonn/Bad Godesberg 
ET 75 

1. September 1974 bis 28. Februar 1976 
2 048 319 DM 
2 048 319 DM 

WIBERA Wirtschaftsberatung Düsseldorf, Kraftanlagen AG, BBC, AGFW 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

In dieser Studie soll der Raum Köln/Bonn-Bad Godesberg auf seinen Fernwärmebedarf hin untersucht 
werden, und zwar unter der Annahme, daß das im Bau befindliche Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich bei 
Koblenz zur Fernwärmeversorgung mit herangezogen werden kann. Die hierbei wesentlich interessierende 
Fragestellung ist, ob es wirtschaftlich möglich ist, über eine größere Fernwärme durch ein Gebiet mit niedri- 
ger Wärmebedarfsdichte zu transportieren, um sie dann in den Ballungszentren zur Wärmeversorgung ein- 
zusetzen. Diese Studie ist Teil von vier Regionalstudien, bei denen exemplarisch bestimmte Regionen unter- 
schiedlicher Struktur auf ihre Fernwärmeträchtigkeit hin untersucht werden. Diese vier Studien sind dann 
Grundlage der Ermittlung des Wärmebedarfs in der Bundesrepublik Deutschland. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen; 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 


Planstudie Fernwärmeversorgung Berlin 
ET 76 

1. Oktober 1974 bis 31. März 1976 
2 905 980 DM 
2 905 980 DM 
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Durchführende Stelle(n): Energie-Anlagen Berlin, BEWAG, Bartels Berlin, Kraftanlagen Heidelberg, 

KWU, Steag 

Zuständiges Ressort: Der Bundesminister für Forschung und Technologie 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Planstudie Berlin ist Teil der Gesamtstudie der Arbeitsgemeinschaft Fernwärme e. V. In dieser Studie 
wird das verfügbare mittels Fernwärme zu deckende Wärmebedarfspotential ermittelt. Der in der Berlin- 
studie bearbeitete Teil beschäftigt sich mit der besonderen Situation (Insellage) in Berlin. Es sollen Möglich- 
keiten der Erweiterung der Berliner Stadtheizung durch optimale Abwärmenutzung aus einem Kernkraft- 
werk, verbunden mit einer Darstellung der wirtschaftlichen Aspekte untersucht werden. Dafür sollen eine 
genaue Erfassung der Wärmdichte und des Wärmebedarfs durchgeführt werden. Es sollen auch die Aspekte 
der Energieeinsparung und der Luftverbesserung in dichtbesiedelten Gebieten beim Einsatz von Fern- 
wärme dargestellt werden. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf; 

mkz. 

Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 

Zuständiges Ressort; 


Nutzung der Wärmekapazität der Erft 
ET 82 

15. September 1974 bis 31. März 1975 
219 266 DM 
109 633 DM 

RWE Essen, FfE München, Ing. Büro Canzler Mülheim, Rheinbraun-Haus- 
technik GmbH 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Es soll anhand eines konkreten Beispiels eine technische Konzeption für die rationelle Nutzung von Ab- 
wärme mit niedrigem Temperaturniveau erarbeitet werden. Wärmequelle ist die Erft. Ihre Temperatur 
unterschreitet selbst an kalten Wintertagen nicht 10° C, da das Wasser im wesentlichen aus den Braun- 
kohlegruben stammt, also aus großer Tiefe kommt. Daher ist der Verschmutzungsgrad relativ gering. Es 
sollen zunächst die verfügbare Wärmemenge sowie die potentiellen Wärmeabnehmer erfaßt werden; außer- 
dem werden die technischen Konzeptionen hinsichtlich Wirtschaftlichkeit und rationeller Energieverwen- 
dung, Abwärmenutzung, technischer Eignung überprüft. 


5. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung in der Energiewirtschaft 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort; 


Studie über Jahreswärmespeicher niedrigen Temperaturniveaus 
ET 48 

1. Juli 1974 bis 30. Juni 1976 
993 581 DM 
993 581 DM 
MBB 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Es soll die Möglichkeit der Einleitung von Abwärme in den Boden, den Schotteruntergrund und Seen zum 
Zwecke der Speicherung untersucht werden. Damit würde Wärme niederer Temperatur, die für Heizzwecke 
eingesetzt werden könnte, in der warmen Jahreszeit für den Winter gespeichert werden. Es wäre dann 
sowohl das Abwärmeproblem der Kraftwerke zu lösen, als auch eine rationellere Verwendung der Energie 
zu erreichen. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 

Zuwendung: 


Spezifischer Energieeinsatz im Verkehr; Ermittlung und Vergleich der 

spezifischen Energieverbräuche 

A8/16.50.50-Ne 

1. Dezember 1974 bis 30. November 1975 
103 500 DM 
103 500 DM 
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Durchführende Stelle(n): Verkehrswissenschaftlidies Institut der Rheinisch- Westfälischen Techni- 

schen Hochschule Aachen, Professor Nebelung, 51 Aachen, Mies-van-der- 
Rohe-Straße 

Zuständiges Ressort; Der Bundesminister für Verkehr 

Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Ermittlung des spezifischen Energieverbrauchs im Verkehr untergliedert nach 

Verkehrsmitteln, Verkehrsarten, Antriebsarten, Fahrzeugarten und -großen, Transportentfernungen und 
Geschwindigkeiten sowie Betriebs- und Organisationsformen. 

Vergleich der ermittelten Energieverbräuche. 

Bewertung der Verkehrsmittel aufgrund ihres Energiebedarfs. 

Darstellung von Möglichkeiten zur Energieeinsparung im Verkehr. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort: 


Spezifischer Energieeinsatz im Verkehr; Aufgaben und Probleme der Er- 
stellung eines Erklärungs- und Entscheidungsmodells 
A 8/16.50.50-Ifo 

1. Dezember 1974 bis 15. März 1975 
37 000 DM 
37 000 DM 

Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 8 München 86, Poschingerstraße 5 
Der Bundesminister für Verkehr 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Voruntersuchung zur Erstellung eines Entscheidungsmodells, das die Auswirkungen und Abhängigkeiten 
von Energiesparmaßnahmen im Verkehrsbereich klar und umfassend aufzeigen soll. 

Ziel dieser Untersuchung ist es zu zeigen, wie fein strukturiert und wie umfassend ein solches Entschei- 
dungsmodell aufgebaut werden kann. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Nutzung der Bremsenergie in Individualfahrzeugen zur Verbrauchs- und 

Emissionsverminderung 

TV 7437 

1. Oktober 1974 bis 30. April 1975 
160 000 DM 
112 200 DM 

Dr.-Ing. h. c. F. Porsche AG, Stuttgart 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Die Einsatzmöglichkeiten von Kurzzeitspeichern, die für eine Speicherung der Verzögerungsenergien und 
die erneute Nutzung geeignet sind, sollen aufgezeigt werden. Neben der Einschätzung der technischen Mög- 
lichkeiten zur Verwirklichung soll vor allem untersucht werden, wie sich eine derartige Form der Energie- 
speicherung energiemäßig und gesamtwirtschaftlich auswirken würde. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energie Verwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung; 
Durdiführende Stelle (n): 

Zuständiges Ressort: 


Hybridantrieb für Kraftfahrzeuge mit vorwiegend instationärer Betriebs- 
weise 
NTO 122 

1. Oktober 1973 bis 31. März 1976 
767 000 DM 
767 000 DM 

Institut für Kraftfahrwesen, Prof. Dr.-Ing. J. Helling, Rhein.-Westf. Techn. 
Hochschule Aachen 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
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Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Entwicklung und Erprobung eines Hybrid-Antriebs für einen Kleinbus und einen PKW. Aufbau eines Prüf” 
Standes mit Analogrechneranschluß und Detailerprobung der mechanischen Antriebselemente und des Ver- 
brennungsmotors. Anpassung der Antriebselemente an das Fahrzeug, Umbau eines Kleinbusses und Unter- 
suchungen der Betriebssicherheit des Antriebs, Funktionserprobung des Antriebs auf dem Prüfstand und im 
Bus; Ermittlung der Fahrleistung, des Energieverbrauches und der Abgasemission. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energie Verwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle(n): 
Zuständiges Ressort: 


Zusammenhänge zwischen erreichbarer Gemischaufbereitung, Abgasrück- 
führung, Abgasemission und Kraftstoffverbrauch am Ottomotor 
TV 7407 

1. Januar 1974 bis 31. März 1976 
2 165 400 DM 
1 082 700 DM 

Deutsche Vergaser GmbH und Co. KG 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Untersuchung der durch eine verbesserte Gemischaufbereitung möglichen Abmagerung des Gemisches zur 
Kraftstoffeinsparung und Verminderung der Schadstoffemissionen des Abgases. In Modellversuchen ist 
der Einfluß konstruktiver Änderungen an Vergasern auf die Zerstäubung des Kraftstoffes zu bestimmen. 
Zur Beurteilung der Magerlaufgrenze sind in Prüfstandsuntersuchungen verschiedene Vergaserausrüstungen 
und Maßnahmen zur Gemischbeheizung zu erproben. Für ausgewählte Anordnungen sollen weitere Messun- 
gen bei nicht betriebswarmem Motor mit Modell- und normalem Kraftstoff auf dem Motorenprüfstand und 
in der Kältekammer durchgeführt werden. In Fahrversuchen sind die Anwendbarkeit zu überprüfen und die 
Abgasemissionen zu bestimmen. Mit Hilfe einer Steuerausrichtung für die äußere Abgasrückführung sollen 
die Möglichkeiten der NO-Reduzierung untersucht werden. 


6. Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energieverwendung im Verkehrswesen 


Thema : 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende S teile (n): 


Zuständiges Ressort: 


Entwicklung von Bussen mit alternierender elektrischer Energiequelle als 
Vorstufe zur Entwicklung von Dual-mode-Bussen 
NTO 142/143 

1. Januar 1974 bis 31. Juli 1975 
1 300 000 DM 
1 040 000 DM 

Arbeitsgemeinschaft Dornier-System, Friedrichshafen; Robert Bosch GmbH, 
Stuttgart; Städt. Verkehrsbetriebe Esslingen; Federführung: Dornier-System 
GmbH 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Inhalt des Vorhabens ist im einzelnen: 

— Ermittlung von Randbedingungen und Auslegung eines emissionsfreien, geräuscharmen und energie- 
sparenden Antriebs für O-Busse, der alternativ wo nötig batteriegespeist, sonst stromschienengebunden 
mit Energie versorgt unterbrechungsfrei den ganztägigen Betrieb erlaubt. Das Aufladen der Batterie ist 
während des Einsatzes an der Stromschiene vorgesehen, wobei das Batteriegewicht weniger als 20 Vo des 
Fahrzeuggewichtes betragen soll; die Energierückgewinnung soll ausgiebig untersucht werden. 

— Entwicklung, Fertigung und Montage der Komponenten in ein Experimentalfahrzeug. Hierfür soll ein 
serienmäßiger Hybridbus Typ Daimler-Benz OE 302 verwendet werden. 

— Erprobung des Antriebes im Originalbetrieb. Dazu wird ein detailliertes Versuchsprogramm mit den 
Schwerpunkten Fahrzeug und Antriebstechnik unter Einbeziehung von Rechenprogrammen erstellt; 

— Auswertung der Meßdaten. Anhand der Erprobungsergebnisse werden abschließend die Einsatzmöglich- 
keiten dieses Antriebsprinzips nach technologischen, verkehrlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
für eine optimale Auslegung dargestellt. 
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6. Forsdiungs- und Entwicklungsvorhaben zur rationellen Energie Verwendung im Verkehrswesen 


Thema: 

Kennzeichen: 

Zeitraum: 

Mittelbedarf: 
Zuwendung: 
Durchführende Stelle (n): 
Zuständiges Ressort: 


Definitionsstudie über die Weiterentwicklung bestehender Stadtschnellbahn- 

systeme 

TV 7408 

1. Mai 1974 bis 30. September 1975 
0,2 Mio DM 
0,16 Mio DM 

AEG-Telefunken Berlin, Fachbereich Bahnen 
Der Bundesminister für Forschung und Technologie 


Kurzbeschreibung der Aufgabenstellung 

Vom heutigen Stand der Technik von Stadtschnellbahnsystemen ausgehend sollen hierfür in dieser Studie 
die Gebiete 

— Wirtschaftlichkeit 

— Verfügbarkeit 

— Zuverlässigkeit 

— Komfort für den Benutzer 

untersucht werden mit dem Ziel, Vorschläge zu erarbeiten, um den Kostenaufwand solcher Systeme zu 
senken (Einsparung von Wartungs- und Bedienungspersonal, Energiekosten), zur Entlastung des Verkehrs 
in Ballungsräumen die Stadtschneibahnsysteme attraktiver zu gestalten (kurze Warte- und Reisezeit, Fahr- 
komfort, hohe Sicherheit). Wichtige Aufgabe dieser Studie ist, zu prüfen, wie weit der Einsatz neuzeitlicher 
Technologien, eine rechnerunterstützte Betriebslenkung und ein automatischer fahrerloser Zugbetrieb zur 
Verbesserung der genannten Punkte beitragen können. 
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